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Qualitatsstandards fur Vorminder

Vorwort

»Ich weiB3 nicht, ob es besser wird, wenn es anders wird. Ich weil3
nur, dass es anders werden muss, wenn es besser werden soll.«
(Georg Christoph Lichtenberg)

Dieses Zitat lasst sich durchaus auf das neue Vormundschafts- und Betreuungsrecht, das als »eines der wich-
tigsten Reformprojekte der gesamten vergangenen Legislaturperiode«! bezeichnet wurde, Ubertragen. Mit der
am 04. Mai 2021 (BGBI. I Nr. 21, S. 882) verabschiedeten umfassenden Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts geht ein Giber mehrere Legislaturperioden andauernder Reformprozess zu Ende. Die beiden im
Laufe des Prozesses vorgelegten Diskussionsteilentwiirfe und der abschlieBende Referentenentwurf wurden in
Verbanden, Einrichtungen und Wissenschaft intensiv diskutiert und durch zahlreiche Stellungnahmen begleitet.
Das neue Vormundschafts- und Betreuungsrecht ist am 01. Januar 2023 in Kraft getreten und stellt die fir die
Umsetzung verantwortlichen Jugendamter und Vormunde wie bereits bei der Teilreform im Jahr 2011 (sog.
Kleine Reform) vor erhebliche Herausforderungen.

Die wesentlichen Schwerpunkte der Reform - die sorgfaltige Auswahl des Vormundes, die Starkung der Per-
sonensorge, die Starkung der Subjektstellung des Mindels, die Klarstellung des Vorrangs der ehrenamtlich
gefiihrten Vormundschaft und ihre Starkung usw. - sind in dieser Uberarbeiteten Arbeitshilfe beriicksichtigt und
sollen als Grundlage dienen, Veranderungsprozesse zu beginnen und/oder weiterzuentwickeln. Besonders die
mit der Reform eingeflihrte funktionelle, organisatorische und personelle Trennung des Bereichs Vormundschaft
von anderen Tatigkeitsbereichen im Jugendamt fihrt zu deutlichen Veranderungen im Vormundschaftsbereich.

Das vorliegende Leistungsprofil beschaftigt sich weiterhin in vier Kapiteln

e mit dem Wesen der Vormundschaft,

e der Leistungsbeschreibung des Arbeitsfeldes auf der Grundlage der geltenden Gesetze,

e den fachlichen Qualifikationen, die Mitarbeitende des Jugendamtes besitzen miissen, die in diesem Arbeits-
bereich tatig sind, und

e mit den Fragen, in welcher Qualitat diese Leistung des Jugendamtes zu erbringen und wie sicherzustellen ist,
dass die Qualitat dieser Leistung auch auf Dauer gewahrleistet werden kann.

Minderjahrige Kinder und Jugendliche, die aufgrund ihres Alters noch nicht in der Lage sind, sich selbst zu ver-
treten, brauchen eine wirksame Interessenvertretung. Jugendhilfe versteht sich deswegen auch als »Anwalt von
Kindern und Jugendlichen«. In der Person eines Vormundes hat das Jugendamt diese Aufgabe als deren gesetz-
licher Vertreter wahrzunehmen. In der ausschlieBlichen Interessenwahrnehmung und unabhangigen Vertretung
des Mindels driickt sich das Wesen der Vormundschaft aus.

Die durch die Reform in Kraft getretenen gesetzlichen Anderungen stellen die Pflichten des Vormundes
wesentlich deutlicher heraus. Daruber hinaus hat der Gesetzgeber aber auch erstmalig Beteiligungsrechte der
Kinder und Jugendlichen eingeflihrt, die die Arbeit des Vormundes verdandern werden. Kommunikation und Par-
tizipation als wichtige Elemente bei der Entscheidungsfindung mit Kindern und Jugendlichen werden weiter
gestarkt.

1 Vgl. Eva Bode, Das neue Vormundschaftsrecht. Einfihrung, Erlduterungen, Materialien, Schnelliberblick. KéIn: Reguvis Verlag, 2021, S. 11.
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Um dem Anspruch und der Zielsetzung gerecht werden zu kénnen, sind in dieser Arbeitshilfe die Aufgaben
des Jugendamtes auf der Grundlage der nunmehr geltenden Rechtsvorschriften dargestellt. Diese betreffen
im Wesentlichen die Fliihrung der Vormundschaft und Pflegschaft sowie die Rechtsstellung der Amtsvormtinder
bzw. der Amtspfleger.

Deutlich wird aber auch, dass eine kontinuierliche Entwicklung von Kooperation und Beteiligung in der Vormund-
schaft stattfinden muss. Hierflir sprechen auch die neuen Gebote fiir Vorminder, mit den Pflege- und Erzie-
hungspersonen eines Miindels zusammenzuarbeiten, sowie die neu eingefiihrte Mdglichkeit, das Sorgerecht
zwischen Vormund und Pflegeperson aufzuteilen.

Die Aufgaben der Vormundschaft/Pflegschaft sind durch das Birgerliche Gesetzbuch (BGB) und das Sozialge-
setzbuch, Achtes Buch, Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) vorgegeben. Das Leistungsprofil des Aufgabenge-
bietes leitet sich hieraus direkt ab. Dieses bestimmt, in welcher Qualitdt die Aufgabe wahrzunehmen ist. Sie
wird ferner maBgeblich dadurch bestimmt, welche soziale Struktur 6rtlich vorzufinden ist, welche Hilfeangebote
vor diesem Hintergrund insbesondere im praventiven, ambulanten und auch im stationaren Bereich bestehen
und gewollt sind und ob es sich um einen stadtischen oder eher Iandlich strukturierten Lebensraum handelt.

Die vorliegende Arbeitshilfe kommt zu Aussagen zu den fir notwendig erkannten fachlichen Qualifikationen, die
bestimmt werden durch Ausbildung, Fortbildung, Erweiterung fachlicher Grundkenntnisse im padagogischen,
rechtlichen, psychologischen und soziologischen Bereich und durch praktische Erfahrungen mit Umgangsformen
und Strukturen in der Verwaltung, mit den Familiengerichten sowie durch Fahigkeiten, die sich als Anforde-
rungen an die einzelne Fachkraft aus der Arbeit ergeben. Erheblichen Einfluss kdnnen auch persoénliche Grund-
einstellungen der einzelnen Fachkraft haben, die z. B. das eigene Selbstverstdndnis, die Kooperationsbereit-
schaft und -fahigkeit, Flexibilitat, Belastbarkeit etc. betreffen.

Bedeutsam sind auch die Uberlegungen zur Qualitdtsentwicklung. Dabei werden folgende Aspekte und Fragen
aufgegriffen:

e Strukturqualitdt: Wie kdnnen organisatorische Rahmenbedingungen optimiert werden?

e Prozessqualitdt: Wie kdnnen geeignete fachliche Aktivitdten ausgebildet werden?

e Ergebnisqualitat: Wie kann das Erreichte beurteilt werden?

Der seit 1997 bestehende Uberregionale Arbeitskreis der Amtsvormiinder in NRW hat seit 1999 durch die Ver-
offentlichung mehrerer Arbeitshilfen eine Reihe von Anregungen flir den Prozess der Qualitatsentwicklung vor-
gelegt, im Einzelnen:

e Leistungsprofil des Amtsvormundes

¢ Beteiligung des Miindels

Entlassungsantrag nach § 87c SGB VIII, Aktenlibergabe und Datenschutz

Gesetzliche Amtsvormundschaften

e Gewinnung, Beratung und Unterstiitzung von ehrenamtlichen Einzelvormiindern

o Offentlichkeitsarbeit

e Namensanderung bei Pflegekindern

Mehr als zehn Jahre Erfahrungen mit der sog. Kleinen Vormundschaftsreform und die jingste Reform des Vor-
mundschafts- und Betreuungsrechts haben den Uberregionalen Arbeitskreis der Amtsvormiinder in NRW dazu
veranlasst, das letztmals 2013 erschienene Leistungsprofil des Amtsvormundes zu (berarbeiten bzw. fortzu-
schreiben. Um die Entwicklung der Vormundschaft in den letzten Jahren nachvollziehbar zu machen, haben die
Mitglieder des Arbeitskreises sich gegen eine vollige Neubearbeitung entschieden. Zudem sind manche Beschrei-
bungen und Empfehlungen, die bereits 2013 vorgelegt wurden, weiterhin giiltig, sodass die entsprechenden
Passagen inhaltlich nur geringfiligig tUberarbeitet werden mussten. Im Ergebnis hat beides dazu geflihrt, dass
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sich im Leistungsprofil auch Verweise auf Quellen und Fachtexte finden, die - obwohl alteren Datums - wichtig
fur die Entwicklung des Arbeitsbereiches Amtsvormundschaften waren.

Dem Arbeitskreis diente die Uberarbeitung auch als eine willkommene Reflexion und Vertiefung der rechtlichen
Grundlagen seiner Praxis. Die hier vorgelegte Fortschreibung des Leistungsprofils markiert zugleich eine Zasur
im Kreis der Verfasser:innen: Viele Mitglieder des Arbeitskreises, die an der ersten Fassung mitgewirkt haben,
sind mittlerweile ausgeschieden, zumeist aus Altersgrinden. Gleiches gilt vermutlich fir viele Amtsvorminder
in den Jugendamtern. Insofern bietet sich mit der Uberarbeitung des Leistungsprofils die Méglichkeit, neue
Kolleg:innen in der Amtsvormundschaft mit den »Qualitdtsstandards fir Vorminder« vertraut zu machen.

Die Sichtbarmachung der Geschlechtervielfalt bzw. verschiedener Geschlechtsidentitdten erfolgt in dieser
Arbeitshilfe durch den Gender-Doppelpunkt. Ausgenommen davon sind in Anlehnung an die Gesetzgebung die
Begrifflichkeiten »Amtsvormund«, »Vormund«, »Vorminder«, »Pfleger« und »Mlindel«. In der Arbeitshilfe wird
Uberwiegend vom Vormund die Rede sein. Die Ausfiihrungen gelten, sofern nicht anders dargestellt, in gleicher
Weise flr Pfleger (s.a. § 1813 BGB).
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1 Das Wesen der Vormundschaft

»Pflege und Erziehung der Kinder sind das natlrliche Recht der Eltern und die ihnen zuvdrderst obliegende
Pflicht. Uber ihre Bet&tigung wacht die staatliche Gemeinschaft.« (vgl. Art. 6 Absatz 2 GG, § 1 Absatz 1 SGB VIII)

Wenn die Eltern dieser Pflicht nicht oder nicht zum Wohle der Kinder nachkommen, muss der Staat den Schutz der
Kinder gewahrleisten. Er hat dieses u.a. mit Einfilhrung der Vormundschaft in die hiesige Rechtsordnung getan.

»Das Familiengericht hat die Vormundschaft fiir einen Minderjahrigen anzuordnen und ihm einen Vormund zu
bestellen, wenn 1. er nicht unter elterlicher Sorge steht, 2. seine Eltern nicht berechtigt sind, ihn in den seine
Person und sein Vermdgen betreffenden Angelegenheiten zu vertreten, oder 3. sein Familienstand nicht zu
ermitteln ist« (vgl. § 1773 Absatz 1 BGB)

Die Vormundschaft entspricht dem Recht der elterlichen Sorge, zum Teil wird in Gesetz erganzend auf deren
Rechte verwiesen. Der Vormund ist ausschlieBlich dem Wohl des Miindels verpflichtet. Geht man davon aus,
dass Minderjahrige nur dann einen Vormund erhalten, wenn die Eltern als Sorgerechtsinhaber ausfallen, ist
es unerldsslich, dass dem Miindel eine qualifizierte, interessierte und erfahrene Fachkraft als Vormund oder
Pfleger zur Verfligung steht.

Die Vormundschaft geht zurlick auf rémisches Recht. Bereits dort kannte man die »Tutela« (Flirsorge, Vormund-
schaft), bei der nicht geschlechtsreife Madchen und Jungen, soweit sie nicht unter vaterlicher Gewalt standen,
von einem »Tutor« (Vormund) betreut wurden. Er hatte die Aufgabe, die gesetzliche Vertretung und die Ver-
mogensverwaltung seines Mindels wahrzunehmen und dessen Erziehung zu Uberwachen. Das Amt des Tutors
wurde meist durch Verwandte, gelegentlich aber auch durch vom Gerichtsherrn ernannte Personen ausgeibt.

Im deutschen Recht hat sich ahnliches herausgebildet. Flirsorge und Aufsicht standen zwar der gesamten Sippe
(»munt«) zu, wurden jedoch von einem Einzelnen, namlich dem nachsten mannlichen Verwandten ausgelbt.
Der Vormund wurde zunachst durch die Sippe, spater auch durch Verwandte, durch Testament oder durch die
historischen Obervormunde bestimmt. Auch hier waren es grundsatzlich die Verwandten, die dieses Amt aus-
Ubten.

Mit der Einfihrung der Vormundschaft in das Blirgerliche Gesetzbuch (BGB) im Jahre 1900 wurde das damalige Vor-
mundschaftsgericht quasi zum Obervormund. Ihm stand als Helfer der Gemeindewaisenrat zur Seite. Dort wurden
die Vormundschaften, die nicht von Verwandten wahrgenommen wurden, geflihrt. 1922 wurden die Aufgaben des
Gemeindewaisenrates dem Jugendamt Ubertragen. Mit dem Familienrechtsanderungsgesetz von 1961 und dem im
selben Jahr in Kraft getretenen Jugendwohlfahrtsgesetz entstand die heutige Form der Vormundschaft.

Obwohl das Arbeitsgebiet im Jugendamt damit seit 60 Jahren besteht, gab und gibt es in diesem Bereich der
offentlichen Jugendhilfe nach wie vor kaum Informationen und Publikationen, abgesehen von Verdéffentlichungen
zu rechtlichen Fragestellungen.

Lange Zeit bestand die Gefahr, dass diejenigen, um die es geht, namlich die Kinder und Jugendlichen, aus dem
Blickfeld geraten. Fachoéffentlichkeit und Wissenschaft widmen sich erst seit Anfang der Nullerjahre diesem
Bereich.?,

2 Relevante Veroffentlichungen sind beispielsweise: Hansbauer, 2002; Hansbauer/Mutke/Oelerich, 2004; Zitelmann/Schweppe/Zenz, 2004; LVR/
LWL, 2008; Salgo/Zenz, 2009; Flemming, 2010; Sinderhoff, 2011; DIfU, 2017; Wedermann u.a., 2021 (die ausfuhrlichen Quellenangaben finden
sich im Literaturverzeichnis).
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Die aus diesen Untersuchungen zu entnehmenden Hinweise sind umso wichtiger, als sich in der 6ffentlichen
Jugendhilfe mit der Einfihrung des SGB VIII und fortgesetzt durch die Kindschaftsrechtsreform im Jahr 1998
ein Paradigmenwechsel - eine neue Betrachtungsweise — ergeben hat: Abkehr von der eingriffs- und ordnungs-
rechtlich gepragten Intervention, hin zur helfenden Beziehung; weg vom Diktat der Jugendhilfe, hin zum part-
nerschaftlichen Miteinander, zur Mitwirkung und Mitbestimmung der Betroffenen - Entwicklungen dieser Art
pragen die Anforderungen und Erwartungen an eine zeitgemaBe Jugendhilfe. Dieser Wandel machte auch vor
dem Arbeitsfeld der Vormundschaft nicht halt.3

Das Leistungsprofil des Amtsvormundes soll als Orientierung fur diejenigen dienen, die im Fachbereich Vor-
mundschaft/Pflegschaft tatig sind. Ziel ist es, Leitungskraften sowie Praktiker:innen fachliche Kriterien und Hin-
weise fir eine Qualitatsentwicklung in der vormundschaftlichen Praxis anzubieten und damit dazu beizutragen,
dass das am Miindel orientierte professionelle Selbstverstdandnis des Vormundes gestarkt wird.

Basis flr das vorliegende Leistungsprofil sind die gesetzlichen Grundlagen des Blirgerlichen Gesetzbuchs, d.h.
die dortigen, ab § 1773 ff. BGB zu findenden Bestimmungen zur Vormundschaft. Den Vorschriften ist zu ent-
nehmen, dass der Vormund oder die/der Pfleger an Stelle der Eltern komplett oder in Teilen die elterliche Sorge
fur das Kind oder den Jugendlichen tGbernimmt.

Der Vormund muss bei seiner Arbeit ausschlieBlich Partei fir das Mlndel sein. Diese Parteilichkeit gehort zu der
Wahrnehmung der Vormundschaftsaufgabe. Dazu ist es erforderlich, das Miindel selbst, seine Lebenssituation,
seine Interessen und Bedirfnisse zu kennen, das Kind oder die/den Jugendlichen zum Ausgangspunkt des fach-
lichen Handelns zu machen und seine/ihre Pflege und Erziehung »persénlich zu férdern und zu gewahrleisten«
(§ 1795 Abs. 1 BGB).

Falle von Kindesgefahrdungen, -misshandlungen und -tétungen seit dem Jahrtausendwechsel haben dazu
gefuhrt, dass der Gesetzgeber verstarkt den Schutz von Kindern in den Blick genommen hat. Der 2009
erschienene Abschlussbericht der beim Bundesministerium fir Justiz im Jahr 2006 eingerichteten Arbeitsgruppe
»Familiengerichtliche MaBnahmen bei Gefédhrdungen des Kindeswohls« empfahl u.a. eine Novellierung der Vor-
schrift des § 1666 BGB - und war letztlich auch Ausgangspunkt flr die 2011 und 2012 in Kraft getretenen ersten
Neuregelungen im Vormundschaftsrecht.* Dieser sogenannten »Kleinen Vormundschaftsrechtsreform« sollte,
das war bereits damals klar, eine grundlegende Uberarbeitung des Vormundschaftsrechts folgen. Im Jahr 2014
veroffentlichte das Bundesministerium fir Justiz und Verbraucherschutz erste Eckpunkte. Nach dem ersten Dis-
kussionsteilentwurf aus dem Jahr 2016 legte das Ministerium vier Jahre spater, am 25.06.2020, einen Referen-
tenentwurf zum Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vor. Etliche Verbande sowie
Ausschiisse nahmen dazu Stellung. Nach Beratung im Bundesrat am 06.11.2020 wurde am 18.11.2020 der
Regierungsentwurf zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vorgelegt. Am 03.03.2021 folgten
die Beschlussempfehlung und der Bericht des Bundestagsausschusses fiir Recht und Verbraucherschutz zum
Regierungsentwurf. Mit diesen Anderungen wurde das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreu-
ungsrechts am 04.05.2021 verabschiedet und am 12.05.2021 per Veroéffentlichung im Bundesgesetzblatt ver-
kiindet.> Am 01.01.2023 ist es in Kraft getreten.

3 Weiterfihrend zur Entwicklung des Rechts der Vormundschaft vgl. Helga Oberloskamp, Werner Dirbeck, Vormundschaft, Pflegschaft und Bei-
standschaft fir Minderjahrige. C.H. Beck: Minchen, 5. Auflage, 2023, S. 5, Rn. 26ff.

4 Vgl. https://rsw.beck.de/docs/librariesprovider5/rsw-dokumente/abschlussbericht_kindeswohl.pdf?sfvrsn=99a6e75c_2 [letztmals aufgerufen am
01.01.2024].

5 Vgl. BGBI. I 2021 Nr. 21, S. 882.


https://rsw.beck.de/docs/librariesprovider5/rsw-dokumente/abschlussbericht_kindeswohl.pdf?sfvrsn=99a6e75c_2
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Die nun getroffenen Regelungen sollen den dynamischen Prozessen in Vormundschafts-verhaltnissen gerecht

werden. Wesentliche Ziele der Reform® sind:

¢ Die sorgfaltige Auswahl des Vormunds,

e die Starkung der Personensorge mit der Starkung der Subjektstellung des Mlindels,

¢ die Personalisierung der Vormundschaft, d.h. eine konkrete Person lbernimmt die Vormundschaft und tragt
die Verantwortung;

e die Entbiurokratisierung insbesondere der Vermdgenssorge.

6 Vgl. BT-Drs. 19/24445, 2020, S. 2 ff.
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2 Grundlagen, Fiihrung der Vormundschaft

2.1 Gesetzliche Grundlagen

Wenn die Eltern ihr Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder nicht austiben kénnen oder wollen, ist die staat-
liche Gemeinschaft als Wachter tber das Wohl der Kinder aufgerufen. Dieses staatliche Wachteramt des Artikels
6 Absatz 2 GG wird in der Regel durch das Jugendamt und das Familiengericht wahrgenommen.

In bestimmten Fallen kommt es kraft Gesetzes oder durch richterliche Anordnung dazu, dass die Eltern die
elterliche Sorge nicht mehr ausliiben kénnen oder dirfen. An ihre Stelle tritt ein Vormund’, der die elterliche
Sorge ausibt (8§ 1773 ff., §§ 1789 ff., § 1626 Absatz 2, § 1795i. V. m. § 1631a ff.; § 1751 Absatz 1 BGB).

Das Gesetz ermdglicht vier verschiedene Typen bzw. Formen von Vormundschaft (§ 1774 Abs. 1 BGB)&:
¢ den ehrenamtlichen Vormund,

¢ den Berufsvormund,

¢ den Vereinsvormund

¢ und den Amtsvormund.

Darlber hinaus kann nach § 1774 Abs. 2 i. V. m. § 1781 BGB fir einen Ubergangszeitraum der vorldufige
Vormund bestellt werden.®

Daneben gibt es die nachfolgenden Formen der Pflegschaft:

Erganzungspflegschaft

Ein Erganzungspfleger nach § 1809 BGB tritt an die Stelle der Eltern oder auch des Vormunds, wenn diese aus
tatsdachlichen oder rechtlichen Griinden daran gehindert sind, das Sorgerecht auszuliben. Es handelt sich in
diesen Fallen um Teilbereiche des Sorgerechts. Das heiBt, dass Eltern (oder Vormund) in diesen Angelegen-
heiten nicht tatig werden dirfen. In der Praxis findet sich diese Form der Pflegschaft haufig bei der Zeugenver-
nehmung im Strafverfahren (Zeugnisverweigerungsrecht).

Umgangsbestimmungspflegschaft

Bei einer Umgangsbestimmungspflegschaft Gbertragt das Familiengericht auf den Ergénzungspfleger das Recht
auf Regelung des Umgangs (§ 1809 BGB). Die Umgangsbestimmungspflegschaft unterscheidet sich wesentlich
von der Umgangspflegschaft nach § 1684 Abs. 3 BGB (s.a. Aufenthalt und Umgang).

Pflegschaft fiir ein ungeborenes Kind
GemaB § 1810 BGB kann fir ein bereits gezeugtes Kind ein Pfleger zur Wahrung der kiinftigen Rechte des
Kindes bestellt werden. Die Pflegschaft endet mit der Geburt des Kindes.

7 Bzw. bei teilweisem Entzug der elterlichen Sorge im Rahmen des gerichtlich bestellten Wirkungskreises entsprechend der Pfleger/die Pflegerin,
§§ 1809 ff. BGB, § 1813 BGB.

8 Vgl. Oberloskamp/Durbeck, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft fir Minderjahrige. C.H. Beck: Minchen, 5. Auflage, 2023, S. 179, Rn.
8.

9 Es ist auch eine vorlédufige Pflegschaft moglich, da geméaB § 1813 BGB die fir die Vormundschaft geltenden Vorschriften auf die Pflegschaft ent-
sprechende Anwendung finden.
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Zuwendungspflegschaft

Nach § 1811 BGB erhalten Minderjahrige einen Zuwendungspfleger, wenn der minderjahrigen Person von Todes
wegen oder durch Schenkung ein Vermdgen zufallt und der Erblasser oder Schenker angeordnet hat, dass
dieses Vermdgen nicht von den Eltern oder einem Vormund verwaltet werden soll.

Neue Formen der Pflegschaft
Weitere neue Formen der Pflegschaft sind der zusatzliche Pfleger nach § 1776 BGB und die Pflegeperson als
Pfleger nach § 1777 BGB.

2.1.1. Gesetzliche Amtsvormundschaft

Das Gesetz regelt drei Félle, in denen die Amtsvormundschaft des Jugendamtes kraft Gesetzes eintritt, d. h.
ohne eine vorausgehende gerichtliche Entscheidung:

e Bei Geburt eines Kindes einer nicht verheirateten minderjahrigen Mutter (§ 1786 BGB),

e beim Ruhen der elterlichen Sorge bei vorangegangener der Einwilligung zur Adoption (§ 1751 Absatz 1 BGB),
¢ bei einem vertraulich geborenen Kind gem. § 1787 BGB, § 25 Schwangerschafts-konfliktgesetz (SchKG).

2.1.2. Vorldufige Vormundschaft

Mit dem § 1781 Abs. 1 BGB wurde als neue Rechtsfigur der sog. vorlaufige Vormund eingefiihrt. Das Familien-
gericht hat diesen zu bestellen, wenn die erforderlichen Ermittlungen zur Auswahl des geeigneten Vormunds im
Zeitpunkt der Anordnung der Vormundschaft noch nicht abgeschlossen sind bzw. wenn ein voribergehendes
Hindernis fur die Bestellung des an sich geeigneten Vormundes besteht. Seine Bestellung ist gemaB § 162
FamFG im Rahmen der Anhérung bzw. Beteiligung des Jugendamtes vorzuschlagen.

Das Familiengericht kann nur einen Vormundschaftsverein oder das Jugendamt zum vorldufigen Vormund
bestellen (§ 1774 Abs. 2 BGB) und dies flr drei, hochstens sechs Monate (§ 1781 Abs. 3 BGB). Die vorlaufige
Vormundschaft endet nach § 1781 Abs. 5 BGB mit der Bestellung des »reguldaren« Vormunds.

Wird das Jugendamt zum vorlaufigen Vormund bestellt, so hat es dem Familiengericht innerhalb von zwei
Wochen mitzuteilen, welchem Bediensteten die Ausiibung der Aufgaben der vorlaufigen Vormundschaft tber-
tragen worden sind (§ 57 Abs. 2 SGB VIII). Unter Beriicksichtigung des § 55 Abs. 5 SGB VIII soll die Fachkraft,
die mit der Wahrnehmung der vorlaufigen Vormundschaft betraut ist, nicht mit der Vorschlagspflicht nach § 53
Abs. 1 Satz SGB VIII beauftragt werden. Hier bedarf es besonderer organisatorischer und personeller Rege-
lungen (s.a. Fachdienst Vormundschaft/ Koordinierungsstelle unter 4.1.2).

2.1.3. Gerichtlich bestellte Vormundschaft

Die Vorrausetzungen zur Anordnung einer Vormundschaft durch das Familiengericht liegen nach § 1773 BGB vor:

e Beim Ruhen der elterlichen Sorge bei rechtlichem oder tatsachlichem Hindernis (z. B. unbekannter Auf-
enthalt, Inhaftierung, unbegleitete minderjahrige Ausléander:innen; §§ 1673, 1674, 1773 BGB),

e beim Tod des sorgeberechtigten Elternteils oder der sorgeberechtigten Eltern (§ 1773 Abs. 1 Nr. 1 BGB),

¢ bei einem Entzug der elterlichen Sorge bei Geféhrdung des Kindeswohls (§ 1666 BGB)

e oder wenn der Familienstand des Kindes oder Jugendlichen nicht zu ermitteln ist (§ 1773 Abs. 1 Nr. 3 BGB).

10  Vgl. die gesonderte Arbeitshilfe »Gesetzliche Amtsvormundschaft«.
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2.2 FlUhrung der Vormundschaft

Nach § 1774 Abs. 1 Nr. 1-4 BGB kommen als Vormund eine natirliche Person (ehrenamtlicher Vormund), ein
beruflicher Einzelvormund, eine Fachkraft eines anerkannten Vormundschaftsvereins oder das Jugendamt als
Amtsvormund (als sog. juristische Personen) in Betracht. Das Familiengericht hat den Vormund auszuwahlen,
der am besten geeignet ist, fiir die Person und das Vermdégen des Kindes oder Jugendlichen zu sorgen (§ 1778
Abs. 1 BGB).

Entsprechend § 1779 Abs. 2 BGB ist ein ehrenamtlicher Vormund bei gleicher Eignung vorrangig zu bestellen.
Dies muss dazu fihren, dass sich Jugendamter kiinftig wesentlich stérker als bisher mit der Gewinnung und
Schulung von ehrenamtlichen Vormiindern beschaftigen missen.

Das Jugendamt hat dem Familiengericht eine Person vorzuschlagen, die sich aus seiner Sicht als Vormund fir
ein bestimmtes Kind oder Jugendlichen eignet (§ 53 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). Nach § 53 Abs. 2 SGB VIII hat
das Jugendamt den Vorschlag nun auch begriinden. Dariber hinaus hat das Jugendamt nach § 53 Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 SGB VIII darzulegen, welche MaBnahmen es zur Ermittlung des am besten geeigneten Vormundes unter-
nommen hat. Wenn es einen Vormund gem. § 1774 Abs. 1 Nr. 2-4 BGB (und damit keinen ehrenamtlichen
Vormund) vorschlagt, muss das Jugendamt nach § 53 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VIII darlegen, weshalb keine
geeignete ehrenamtliche Person gefunden werden konnte.

Unter Beriicksichtigung des § 55 Abs. 5 SGB VIII obliegt die Vorschlagspflicht nach § 53 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII
nicht den Fachkréaften, die fir das Jugendamt Vormundschaften fliihren. Es muss also organisatorisch - z.B.
durch Kooperationsvereinbarungen oder Geschdftsverteilungsplane - festgelegt werden, wer diese Aufgaben
wahrnimmt. Es erscheint sinnvoll, dass die Priifung der Geeignetheit eines ehrenamtlichen Vormunds und der
Vorschlag einer Person bzw. eines Vereins (vorlaufige Vereinsvormundschaft) an das Familiengericht z.B. durch
einen Fachdienst Vormundschaften bzw. eine Koordinierungsstelle erfolgt (s. a. Abschnitt 4.1.2).

Das Jugendamt hat nach § 57 Abs. 4 SGB VIII in der Regel jahrlich zu prifen, ob im Interesse des Kindes
seine Entlassung als Vormund und die Bestellung eines ehrenamtlichen Vormunds angezeigt ist. Zudem ist dem
Familiengericht nach § 57 Abs. 4 S. 2 SGB VIII unabhdngig von der jahrlichen Prifung dann eine Mitteilung zu
machen, wenn Umstande bekannt werden, dass eine Vormundschaft nunmehr ehrenamtlich gefihrt werden
kann. Dies korrespondiert mit den Berichts- und Mitteilungspflichten des Vormundes nach §§ 1863, 1864 BGB,
wonach der Vormund sowohl in seinem Jahresbericht (§ 1863 Abs. 3 Nr. 4 BGB) als auch unterjahrig, sofern ihm
entsprechende Umstdnde bekannt werden (§ 1864 Abs. 2 Nr. 6 BGB), mitzuteilen hat, ob die Vormundschaft
zukinftig ehrenamtlich gefiihrt werden kann.

Das Familiengericht ist in diesem Rahmen verpflichtet, den aktuellen (berufsmaBig tatigen) Vormund aus der
Vormundschaft zu entlassen (§ 1804 Abs. 1 Nr. 2 BGB), wenn eine geeignete Einzelperson als ehrenamtlicher
Vormund zur Verfligung steht und die Entlassung des aktuellen Vormunds nicht dem Wohl des Kindes wider-
spricht.

GemaB § 53a Abs. 1 SGB VIII haben Einzelvorminder und Berufsvorminder Anspruch auf regelmaBige Beratung
und Unterstitzung durch das Jugendamt. Das Jugendamt hat nach § 53a Abs. 2 SGB VIII darauf zu achten, dass
der Vormund fir die Person des Kindes oder Jugendlichen Sorge tragt. Damit ist nicht die Aufsicht, wie sie dem
Familiengericht nach § 1802 BGB zufallt, gemeint, sondern die Kontrolle (Uberwachung, Beaufsichtigung) des
Vormundes bei der Ausiibung seines Amtes durch das Jugendamt. Dabei stehen Beratung und Unterstitzung
des Vormundes im Vordergrund (§ 53a Abs. 2 Satz 2 SGB VIII).
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Sollte der Vormund Mangel in der Personensorge trotz Hinweis des Jugendamtes und trotz zuvor erfolgter
Beratung und Unterstiitzung nicht beheben, besteht eine Mitteilungspflicht des Jugendamtes an das Familienge-
richt (§ 57 Abs. 3 Satz 1-3 SGB VIII). Ausgenommen von dieser Aufsichtspflicht sind der Verein als vorlaufiger
Vormund und der Vereinsvormund (§ 53a Abs. 3 Satz 4 SGB VIII). Die Funktion der Beratung, Unterstitzung
und Beaufsichtigung der Vorminder und Pfleger sollte — wie die Priifung der Geeignetheit — durch einen Fach-
dienst Vormundschaft bzw. eine Koordinierungsstelle wahrgenommen werden (s. Abschnitt 4.1.2.)

Wird das Jugendamt gerichtlich zum Vormund bestellt, hat das betreffende Kind oder der/die Jugendliche einen

Amtsvormund. Das Jugendamt als Amtsvormund kann nur durch natirliche Personen tatig werden. Aus diesem
Grund werden die Aufgaben des Vormundes nach § 55 Absatz 2 Satz 1 SGB VIII einzelnen Bediensteten des
Jugendamtes Ubertragen (sog. Realvormund). Das Jugendamt bleibt als Institution allerdings (ebenfalls) gesetz-
licher Vertreter des Kindes (sog. Legalvormund). Der Amtsvormund ist den Erziehungsgrundsatzen des § 1
Absatz 1 SGB VIII verpflichtet.

Dem Familiengericht ist im Rahmen der Mitteilungspflichten des Jugendamts nach § 57 Abs. 2 SGB VIII vor
Bestellung zum Vormund mitzuteilen, welchem Bediensteten im Jugendamt die Aufgaben nach § 55 Abs. 2 Satz
SGB VIII ibertragen werden sollen (bei der Ubertragung sind die Grundsétze fir die Auswahl des Vormunds
durch das Familiengericht zu beachten, § 55 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII). Im Rahmen der vorlaufigen Vormund-
schaft ist dem Familiengericht spatestens binnen 2 Wochen nach der Bestellung mitzuteilen, auf welche Fach-
kraft die Aufgaben delegiert wurden (s. 2.1.2.). Dabei soll grundséatzlich vor der Ubertragung das Mindel zur
Auswahl des Amtsvormunds angehdrt werden; eine »ausnahmsweise unterbliebene« Anhérung ist unverziglich
nachzuholen (§ 55 Absatz 2 Satz 3 SGB VIII).!! Bei der vorlaufigen Vormundschaft ist die Anhérung nach § 55
Abs. 2 Satz 5 SGB VIII nicht vorgesehen.

Das Familiengericht kann nach § 1776 Abs. 1 BGB bei Bestellung eines ehrenamtlichen Vormunds mit dessen
Einverstandnis bzw. nachtraglich mit dessen Zustimmung einzelne Sorgeangelegenheiten auf einen Pfleger
(Zusatzlicher Pfleger) ibertragen. Die Ubertragung der Sorgeangelegenheiten muss dem Wohl des Kindes
dienen. Pfleger kann in diesem Zusammenhang auch das Jugendamt sein. Fir den Pfleger gelten Gberwiegend
die gleichen Regelungen wie fir einen Erganzungspfleger. Der ehrenamtliche Vormund und der zusatzliche
Pfleger sind nach § 1792 Abs. 2 BGB zur Zusammenarbeit und gegenseitigen Information in Interesse des
Kindes und zu dessen Wohl verpflichtet. Zudem gilt auch hier § 1779 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Nach § 1792 Abs. 3 BGB
hat der nach § 1776 BGB bestellte zusatzliche Pfleger bei seinen Entscheidungen die Auffassung des ehren-
amtlichen Vormunds einzubeziehen. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem ehrenamtlichen Vormund
und dem zusatzlichen Pfleger gibt es nach § 1793 Abs. 1 Nr. 3 BGB ein Antragsrecht auf eine familiengericht-
liche Entscheidung. Antragsberechtigt sind der ehrenamtliche Vormund, der zusatzliche Pfleger und das Miindel,
sofern es 14 Jahre und alter ist (§ 1793 Abs. 2 BGB).

Auf Antrag kann das Familiengericht gemaB § 1777 BGB einzelne Sorgeangelegenheiten oder eine bestimmte Art
von Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeperson!? als Pfleger Ubertragen. Dadurch sollen die tatsachlichen Ver-
antwortungsverhéltnisse bei der Erziehung des Miindels dargestellt werden. Es soll auch eine schrittweise Uber-
tragung der Sorgeverantwortung vom Vormund auf die Pflegeperson ermdglicht werden.* Neben den o.g. Sor-
geangelegenheiten kdnnen Sorgeangelegenheiten, deren Regelung fiir den Miindel von erheblicher Bedeutung
sind, der Pflegeperson nur zur gemeinsamen Wahrnehmung mit dem Vormund Ubertragen werden (§ 1777 Abs.
2 BGB). Vormund und als Pfleger gem. § 1777 BGB bestellte Pflegeperson sind nach § 1792 Abs. 2 BGB zur

11 Vgl. die gesonderte Arbeitshilfe »Beteiligung des Miindels«.

12 GeméB § 1777 Abs. 1 Nr. BGB kommt eine solche Ubertragung in Frage, wenn das Miindel seit langerer Zeit bereits bei der Pflegeperson lebt
oder schon bei Begriindung des Pflegeverhaltnisses eine personliche Bindung zwischen Mindel und Pflegeperson bestand.

13 Vgl. Bode, Das neue Vormundschaftsrecht. Einfihrung, Erlduterungen, Materialien, Schnelliberblick. KéIn: Reguvis Verlag, 2021, S. 119.
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Zusammenarbeit und gegenseitigen Information in Interesse des Kindes und zu dessen Wohl verpflichtet. In
Angelegenheiten, fir die dem Vormund und der Pflegeperson nach § 1777 BGB die Sorge gemeinsam zusteht,
sind Entscheidungen in gegenseitigem Einvernehmen zu treffen (§ 1792 Abs. 4 BGB). Wie bei § 1776 BGB ent-
scheidet bei Meinungsverschiedenheiten das Familiengericht auf Antrag (§ 1793 Abs. 1 Nr. 3 BGB). Antragsbe-
rechtigt sind auch hier der Vormund, der Pfleger und das Miindel, sofern es 14 Jahre und &lter ist (§ 1793 Abs.
2 BGB).

Unabhangig von den Regelungen des § 1777 BGB hat eine Pflegeperson!* nach § 1797 Abs. 1 BGB das Recht,
in Angelegenheiten des taglichen Lebens zu entscheiden und den Vormund insofern zu vertreten. Der Vormund
kann die Befugnisse der Pflegeperson durch Erkldrung einschranken und ausschlieBen, wenn dies zum Wohl des
Mindels erforderlich ist (§ 1797 Abs. 3 BGB). Der Vormund hat nach § 1796 Abs. 1 BGB auf die Belange der
Pflegeperson Riicksicht zu nehmen und ihre Auffassung bei Entscheidungen der Personensorge einzubeziehen.

Bei der Amtsvormundschaft bt der Dienstherr, begriindet durch § 55 Absatz 2 SGB VIII, gegenliiber dem
Vormund die Dienstaufsicht im Rahmen der Ubertragung aus. Im Ubrigen handelt der Vormund bei der fach-
lichen Aufgabenwahrnehmung weisungsfrei.t> Der Vormund erledigt seine Aufgaben selbststéandig und eigenver-
antwortlich zum Wohl des von ihm vertretenen Kindes oder Jugendlichen. Kindeswohl ist ein unbestimmter
Rechtsbegriff. Er orientiert sich an der individuellen Lebenssituation und den Bedirfnissen des Kindes/Jugend-
lichen. Bei Entscheidungen des Vormundes durfen nur die berechtigen Interessen des Miindels handlungsleitend
sein. Dies gilt auch in Bezug auf die Beantragung von Hilfen zur Erziehung gem. § 27 ff. SGB VIII. Als Antrag-
steller stehen dem Vormund in diesem Verfahren die gleichen Rechte wie jedem anderen Personensorgeberech-
tigten zu.

Der Vormund hat dem Familiengericht gemaB § 1863 Abs. 3 BGB einmal jahrlich Gber die persénlichen Verhalt-
nisse des Mindels zu berichten sowie Uiber dessen Vermégensverwaltung Rechnung zu legen. Der Vormund
hat seinen Jahresbericht nach § 1863 Abs. 3 Satz 2 BGB mit dem Mulndel zu besprechen. Dadurch erfahrt das
Mindel, was dem Familiengericht im Jahresbericht mitgeteilt wird. Das soll das Selbstbestimmungsrecht des
Mindels starken. Dariber hinaus macht es die Arbeit des Vormundes transparent und starkt das Vertrauen.®
Nach § 1803 BGB soll auch das Familiengericht Berichte des Vormunds mit dem Mindel in geeigneten Fallen und
entsprechend dem Entwicklungsstand des Mindels besprechen.

Die Amtsvormundschaft endet durch Entlassungsbeschluss des Familiengerichts; ansonsten endet sie bei
Wedgfall der gesetzlichen Voraussetzungen fir ihre Begriindung (§ 1806 BGB). Nach § 1863 Abs. 4 BGB hat der
Vormund nach Beendigung der Vormundschaft im Schlussbericht Angaben zur Herausgabe aller notwendigen
Unterlagen - an den nachfolgenden gesetzlichen Vertreter oder den Volljahrigen — zu machen. ¥’

Legitimation (Bestellungsurkunde)

Der Vormund ist bereits mit Erlass und Eintritt der in § 168a Abs. 2 FamFG und § 287 Abs. 2 FamFG gere-
gelten Wirksamkeit des familiengerichtlichen Beschlusses zur Wahrnehmung seiner Aufgaben verpflichtet. Die
Beschlussformel enthalt auch eine Bezeichnung der Vormundschaftsform sowie Angaben zur Bestellung eines
Pflegers gem. § 1776 BGB oder § 1777 BGB und die ihm Ubertragenen Angelegenheiten (§ 168a Abs. 1 FamFG).

14  GemdB § 1796 Abs. 3 BGB ist eine Pflegeperson eine Person, die das Mindel in einer Einrichtung Gber Tag und Nacht oder in sonstigen Wohn-
formen betreut und erzieht oder die intensive sozialpadagogische Betreuung des Miindels ibernommen hat.

15 S. a. Abschnitt zu Rechts-, Dienst- und Fachaufsicht tber die Tatigkeiten des Vormunds.
16  BT-Drs. 19/24445 S. 299ff.

17 I.V.m. § 1872 BGB; s. a. Guy Walther, Zur Aktenherausgabe des Jugendamts als Amtsvormund/-pfleger bei einem Wechsel der Vormundschaft/
Pflegschaft nach § 1872 Abs. 4 BGB, in: JAmt 9/2023, S. 377-379.
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§ 168b FamFG beinhalt die Regelungen zur Bestellungsurkunde. Da die Bestellungsurkunde dem Vormund als
Legitimation im Rechtsverkehr dient, hat die Urkunde neben der genauen Bezeichnung von Mindel und Vormund
auch Angaben Uber Einschrankungen seiner Vertretungsmacht zu enthalten (siehe z.B. §§ 1776, 1777 BGB). Da
keine Bestellung der einzelnen Fachkraft des Jugendamtes vorgesehen ist, ist das Jugendamt als Vormund in
der Bestellungsurkunde auszuweisen. Nach Beendigung seines Amtes hat der Vormund die Bestellungsurkunde
zurickzugeben (§ 168b Abs. 3 FamFG).

Nach § 168 Abs. 2 FamFG enthalt das Jugendamt bei Eintritt einer gesetzlichen Amtsvormundschaft (s. § 1751
Abs. 1 S. 1, § 1786 oder 1787 BGB) unverzlglich eine Bescheinigung durch das Gericht.

Abschluss von Rechtsgeschiften

Der Realvormund, dem das Jugendamt gem. § 55 Abs. 2 SGB VIII die Ausliibung der Aufgaben lbertragen hat,
handelt als natlrliche Person fiir das Jugendamt. Damit kommt es bei der Wahrnehmung der Aufgaben fir
das Mindel auf das Jugendamt und nicht auf die Person des Amtsvormunds an - und somit auch nicht auf die
personlichen Daten des Vormunds (z.B. seinen Namen, Geburtsdatum, Anschrift, Steuer-ID etc.). Gegeniber
Banken, Behdrden etc. ist daher die Legitimation durch Vorlage der Bestellung in Verbindung mit dem Dienst-
ausweis ausreichend. Werden die personlichen Daten bei Vertragsabschliissen dennoch verlangt, ist eine allge-
meine Regelung mit der entsprechenden, persénliche Daten verlangenden Stelle durch den Dienstherrn/Vorge-
setzen zu empfehlen. Fir Banken gibt es bereits eine Handlungsempfehlung des Bundesfinanzministeriums, in
der entsprechende Regelungen enthalten sind.!®

Bei Rechtsgeschdften, also in der Regel bei Vertragen, ist darauf zu achten, dass diese von dem Miindel, sofern
es Uber sieben Jahre alt ist und damit beschrankt geschaftsfahig ist, grundsatzlich selbst abgeschlossen werden
kénnen (z.B. Kauf- oder Mietvertrage). Der Vormund muss als gesetzlicher Vertreter diese Rechtsgeschéafte/
Vertrage nach den gesetzlichen Regelungen genehmigen, damit sie wirksam werden (vgl. §§ 105, 106 ff. BGB -
Wirksambkeit von Willenserklarungen, Rechtsgeschdfte beschrankt Geschaftsfahiger).

Vertragsabschliisse des Miindels Uber die Nutzung von Handys, Internet, iber Wohnraum, mit einem Fitness-
Studio, Ratenkreditvertrdage oder Lastschrifteinzugsverfahren bei Kartenzahlungen (mit Unterschrift) sind
daher bis zur Genehmigung schwebend unwirksam (§ 108 BGB). Wird die Genehmigung durch den Vormund
nicht erteilt, bleiben sie unwirksam. Genehmigt der Vormund diese Vertragsabschliisse - was zeitgleich mit
dem Abschluss geschehen kann - werden sie wirksam.® Bestimmte Rechtsgeschéafte kann das Mindel auch
ohne eine Genehmigung wirksam abschlieBen - dies sind in der Regel die, fir die die eigenen »Taschengeld-
mittel« ausreichen (§ 110 BGB). SchlieBt der Vormund aber selbst - in seinem Namen - Vertrage wie die oben
genannten ab, wird er selbst Vertragspartner. Der Vertrag wird sofort wirksam, dies andert sich auch nach Voll-
jahrigkeit des Miindels nicht. Er haftet dann in seiner Person fir die vertraglichen Verbindlichkeiten.

In der Praxis stellt vor allem der Abschluss eines Handyvertrags fiir Amtsvormiinder ein Problem dar; die Ver-
tragsanbieter weigern sich in der Regel, den Vertrag mit Minderjahrigen abzuschlieBen, erst ab dem Erreichen
des 16. Lebensjahres ist zugleich der Minderjahrige befugt, Prepaid-Nutzungsvertrdge mit Anbietern selbst
abzuschlieBen. Das Bedirfnis, ein eigenes Handy zu nutzen, besteht aber schon bei deutlich jliingeren Kindern
bzw. Jugendlichen. Uberlegenswert erscheint, durch den Tréger Vertrdge abzuschlieBen, die den Jugendlichen

18 Vgl. Anwendungserlass des Bundesministeriums der Finanzen zur Abgabenordnung (AEAO) vom 11.12.2017.

19  Vgl. Wissenschaftliche Dienste, Vorschriften des Bundes und der Lander zum Jugendschutz in Internet und neuen Medien, 2016. https://www.
bundestag.de/resource/blob/417988/2e8ac1744e7afc09989061e052a1a858/WD-10-011-16-pdf-data.pdf; https://www.verbraucherzentrale-nie-
dersachsen.de/themen/kaufen-reklamieren/kurz-erklaert-minderjaehrige-vertraege; https://www.vzhh.de/themen/telefon-internet/probleme-
festnetz-handy-internet/app-kaeufe-fuers-handy-muessen-eltern-zahlen [letztmals aufgerufen am 01.01.2024].
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SIM-Karten zur Verfigung stellen; das Guthaben kann dann durch eigene Mittel des/der Jugendlichen selbst
wirksam erneuert werden.

Uber diese beschriebenen rechtlichen Grundlagen sollten Jugendliche informiert werden. Es gehért zu den
Erziehungsaufgaben - u.a. des Vormunds —, mit Miindeln einen verantwortlichen Umgang mit Rechtsgeschdften
einzulben.

Sorgerechtsvollmachten von Eltern fiir das Jugendamt

Als Alternative zu einem Sorgerechtsentzug nach den §§ 1666, 1666a BGB kommt auch die Erteilung einer
Vollmacht in Betracht. Die Vertretung eines Kindes im Rahmen einer Sorgerechtsvollmacht unterscheidet sich
erheblich von der Vertretung eines Kindes im Rahmen einer Vormundschaft oder Pflegschaft.

Durch eine Vollmachtserteilung z.B. an das Jugendamt werden Eltern als Inhaber:innen der rechtlichen Sorge
fur ihr Kind nicht aus ihrer Sorge/Elternverantwortung entlassen. Die Eltern sind daher zur fortdauernden Kom-
munikation und Kooperation z. B. mit dem Bevollmachtigen Jugendamt verpflichtet, um eine dem Kindeswohl
entsprechende Sorgerechtsausiibung zu gewahrleisten (das bedeutet u.a. auch: dauernde und umfangliche
Kontrolle des Jugendamtes durch die Eltern). Sollten die Voraussetzungen nicht vorliegen, miissen MaBnahmen
nach § 1666, § 1666a BGB erfolgen, da Kinder und Jugendliche nicht durch den Sorgerechtsbevolimachtigten,
sondern weiterhin durch die sorgeberechtigten Eltern vertreten werden. Daruber hinaus gibt es bestimmte
Angelegenheiten der elterlichen Sorge, die durch die zur Sorge berechtigten Elternteile persénlich wahrzu-
nehmen sind. So kann die Befugnis zur Einwilligung in eine freiheitsentziechende MaBnahme nach § 1631b BGB
nicht Bestandteil einer Sorgerechtsvollmacht sein.

Die Sorgerechtsvollmacht selbst ist eine rechtsgeschaftliche Erklarung, die einer Annahme/Zustimmung des
bevollmachtigten bedarf. Das ihr zugrunde liegende Grundverhaltnis ist jedoch ein Vertrag, ein unentgeltlicher
Auftrag (§ 662 BGB) oder ein entgeltlicher Geschaftsbesorgungsvertrag (§ 675 BGB).2° Rechte und Pflichten
ergeben sich fliir denjenigen/diejenige, dem/der eine Sorgerechtsvollmacht erteilt wird, nur, wenn er/sie dem
Abschluss dieses Grundverhaltnisses zustimmt. Das bedeutet, dass, wenn Eltern oder das Familiengericht eine
Vollmacht in Betracht ziehen, es eine Person oder Institution geben muss, die dem Auftrags- oder Geschafts-
besorgungsverhaltnis zustimmt, da die Vollmacht sonst ins Leere lauft. Der Vertrag, aus dem sich die Ver-
pflichtung zur Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus der Sorgerechtsvollmacht ergibt, kann miindlich oder
schriftlich und auch im Rahmen eines familiengerichtlichen Verfahrens abgeschlossen werden. Eine Kontrolle
und Aufsicht durch das Familiengericht erfolgt nicht.

Eine Verpflichtung zur Annahme einer Vollmacht kann sich fir das fir Leistungen zustandige Jugendamt aus
§ 18 SGB VIII (als einer Leistung zur Beratung und Unterstlitzung bei der Ausliibung der Personensorge) oder
aus § 27 SGB VIII (als einer Hilfe zur Erziehung) ergeben.?! Die Fachkrafte miissen dies aber fiir eine geeignete
MaBnahme zur Unterstiitzung des Sorgeberechtigten halten.

Eine Ubernahme von Sorgerechtsvollmachten durch Vormiinder ist mit Inkrafttreten der Vormundschaftsrechts-
reform nicht mehr mdéglich. Nach § 2 Abs. 3 Nr. 11 SGB VIII ergeben sich die Aufgaben der Vormundschaft
und Pflegschaft ausschlieBlich aus den §§ 55 - 57 SGB VIII. Bei der Ubernahme von Sorgerechtsvollmachten
handelt es sich jedoch um »Ubrige Aufgaben« des Jugendamtes. Mit dem Gebot der personellen Trennung nach

20  Vgl. Birgit Hoffmann, Sorgerechtsvollmacht als Alternative zur Vormund-/Pflegschaft des Jugendamts, in: FamRZ 2011, 1544-1550.

21 Vgl. Birgit Hoffmann, Personensorge. Rechtliche Erlduterungen fir Beratung, Gestaltung und Vertretung. Baden-Baden: Nomos Verlag, 3.
Auflage, 2018, S. 84, Rn. 16.
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§ 55 Abs. 5 SGB VIII darf eine Fachkraft keine anderen Aufgaben des SGB VIII, als die mit dem Fihren von
Vormundschaften und Pflegschaften verbundenen, wahrnehmen. Aufgaben des Jugendamtes aus Sorgerechts-
vollmachten missen nunmehr also von Fachkrdften des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) (bernommen
werden.??

Vollmachten des Vormunds fiir Pflegepersonen

Seit dem 01.01.2023 ist die vormundschaftliche Sorge in den §§ 1788 ff. BGB gesondert von der elterlichen
Sorge geregelt. Der neue § 1797 BGB ist die allein zu beachtende Regelung zur Alltagssorge von Pflegeper-
sonen, sofern eine Vormundschaft besteht. § 1797 Abs. 2 BGB stellt einer Pflegeperson die Person gleich, die
den Mindel in einer Einrichtung Uber Tag und Nacht oder in einer sonstigen Wohnform betreut oder fir ihn
die intensive sozialpddagogische Einzelbetreuung Gbernommen hat. GemaB § 1797 BGB sind Pflegepersonen
berechtigt, in Angelegenheiten des taglichen Lebens zu entscheiden und den Vormund insoweit zu vertreten.

Ausgenommen ist die Vermdgenssorge, sie gehort in die Verantwortung des Vormunds. Nach § 1797 Abs. 3
BGB kann der Vormund die Befugnisse durch Erklarung gegeniber der Pflegeperson einschréanken oder aus-
schlieBen, wenn dies zum Wohl des Mindels ist. Hiermit gibt der Gesetzgeber Pflegepersonen das Recht, in all-
taglichen Dingen zu entscheiden. Solche Alltagsentscheidungen sind u.a.:

routinemaBige Arztbesuche;

die Wahrnehmung alltdglicher schulischer Belange: Gesprache mit Lehrer:innen, Teilnahme an Konferenzen,
Zeugnisunterschrift;

Urlaube;

Besuche des Kindes bei Freund:innen oder Verwandten der Pflegefamilie;

Einkaufe flr das Kind;

Anmeldungen in Vereinen.

In der Praxis hat es sich bewahrt, Pflegeeltern und Einrichtungen eine Vollmacht auszustellen, in der die Ent-
scheidungsbefugnisse, die ihnen gem. § 1797 Abs. 1 BGB zugestanden werden (Alltagsentscheidungen), festge-
halten werden.

Uberlegenswert ist, dass die leiblichen Eltern oder auch der Vormund im Einzelfall im Rahmen einer Vollmacht
den Pflegeeltern gestatten, das Kind beispielsweise in der Schule anzumelden oder einen Kinderausweis zu
beantragen. Im Jugendamt sollten hierfiir Standards vorliegen. Wenn Teile der Vormundschaft im Rahmen einer
Pflegschaft oder die Vormundschaft insgesamt auf die Pflegepersonen Ubertragen werden sollen, kann dies
gemal §§ 1777, 1774 BGB beim Familiengericht beantragt werden. Die Struktur des § 1777 BGB ist dieselbe wie
bei § 1630 Abs. 3 BGB, der die Fdlle regelt, in denen die sorgeberechtigten Eltern das Kind in Pflege geben.?

Rechts-, Dienst- und Fachaufsicht iiber die Tdtigkeiten des Amtsvormunds (Weisungsfreiheit)

Mit der Ubertragung der elterlichen Sorge auf den Vormund erhélt dieser das Recht und die Pflicht, fir die
Person und das Vermdgen des Mindels zu sorgen. Dabei wird er privatrechtlich tatig und ist — zugleich - in der
Ausiibung seines Amtes wegen der Rolle des Jugendamtes als Legalvormund und aufgrund seines dienstrecht-
lichen Verpflichtungsverhaltnisses auch an Weisungen gebunden.

Er hat sich in allen Entscheidungen allein durch das Interesse des Miindels leiten zu lassen.

22 Vgl. DIJUF-RGA 19.11.2021, § 55 SGB VIII nF, in: JAmt 1/2022, S. 27-30.
23 Vgl. BT-Drs. 19/24445, S. 193.
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Die Aufgabenwahrnehmung des Amtsvormunds unterliegt finf unterschiedlichen Aufsichten?*:

¢ Der Aufsicht des Familiengerichtes;

e der Aufsicht aus auftragsdhnlichem Rechtsverhaltnis gem. 55 Abs. 2 SGB VIII wegen der Ubertragung durch
das Jugendamt als Legalvormund;

¢ der Aufsicht als Beschéftigte:r aufgrund dienstrechtlicher Stellung;

e der Aufsicht aufgrund der Haftung der Gebietskérperschaft fiir die Tatigkeit des Realvormundes;

¢ und schlieBlich der Rechtsaufsicht Uber das Jugendamt selbst (durch Bezirksregierung bzw. Landrat:in).

Der zur Fihrung der Vormundschaft bestellte Amtsvormund untersteht damit der Rechtsaufsicht des Famili-
engerichts und zudem der Fach- und Dienstaufsicht des Dienstherrn (Leitung des Jugendamts).

Durch die Rechtsaufsicht des Familiengerichtes gem. § 1802 Abs. 2 BGB und § 1862 BGB wird die Recht-
maBigkeit der Auslibung der Vormundschaft Gberprift. Sie ist auf die Einhaltung der Gesetze und sonstigen
Rechtsnormen konzentriert; nicht Gberprift wird die fachliche Aufgabenwahrnehmung. Die familiengerichtliche
Aufsicht wird durch Rechtspfleger:innen gefihrt.

Bei der Rechtsaufsicht geht es um die Frage, ob der Vormund seine gesetzlichen Verpflichtungen und Aufgaben
erfullt — und nicht um die Frage, wie er sie erflllt. Deshalb ist Uber die Kontakte zum Kind hinsichtlich Anzahl
und Ergebnis zu berichten. Die im Einzelfall getroffene Entscheidung zur Anzahl der erforderlichen Kontakte
kann jedoch Ergebnis einer fachlichen Entscheidung sein, die ein Abweichen von der gesetzlichen Regel (einmal
im Monat) begrinden kann. Diese fachliche Entscheidung ist nicht durch Rechtspfleger:innen zu treffen.

Der Inhalt der Berichte des Vormunds (Anfangs-, Jahres- und Schlussbericht) ergibt sich aus § 1802 Abs. 2 BGB
i. V. m. § 1863 BGB. Inhalte sind die persdnlichen Verhaltnisse und, soweit Vermdgen zu verwalten ist, die Rech-
nungslegung. Zudem - um dem Familiengericht zu ermdglichen, das »Ob« der Pflichten aus § 1795 Abs. 1 BGB
zu prifen - ist eine fachliche Darstellung etwaiger erzieherischer oder anderer MaBnahmen mit Begriindung aus
der Entwicklungssituation des Kindes erforderlich. Ohne nachvollziehbare fachliche Aussagen des Vormundes
zur Umsetzung seiner Pflichten aus § 1795 Abs. 1 BGB kann das Familiengericht nicht prifen, ob sie auch erfillt
werden. Dabei wird nicht die Richtigkeit oder ZweckmaBigkeit der fachlichen Einschatzungen und MaBnahmen
gepriift, sondern nur, ob sie der Gewahrleistung der Férderung der Erziehung des Kindes hinreichend dienen.

Im Gegensatz zur Rechtsaufsicht des Familiengerichtes beinhaltet die Fachaufsicht des Jugendamtes die Auf-
sicht Uber die RechtmaBigkeit und ZweckmaBigkeit von Verwaltungshandeln. Die Dienstaufsicht des Jugend-
amtes Uber die persénliche Pflichterfiillung von Beschaftigten, aber auch Uber einzelne Organisationseinheiten
sowie deren Aufbau und Abldufe, und die Richtlinienkompetenz des Jugendamtes stellen Steuerungsinstrumente
dar, mittels derer Fragen von grundsatzlicher Bedeutung, z.B. fachliche Standards hinsichtlich der Fihrung der
Amtsvormundschaft verbindlich vorgegeben, bzw. eine entsprechend daran orientierte Umsetzung eingefordert
werden kdnnen.

Der Vormund unterliegt insofern bei der Wahrnehmung der Aufgaben unterschiedlichen Weisungen unterschied-
licher Stellen. Wichtig ist jedoch: Eine Fachaufsicht Uber die konkreten Entscheidungen, die er als Beauftragter,
der die Interessen und Rechte des Miindels zu vertreten hat, trifft, ist nicht mdéglich. Hierin bleibt er wei-
sungsfrei. Er hat sich allerdings an allgemeinen, die generelle Amtsfiihrung von Vormundschaften regelnden
Anweisungen des Legalvormunds (d.h. des Jugendamts) zu orientieren. Diese kdnnen als eine »Richtlinie« fir
die Wahrnehmung vorgegeben werden durch das Jugendamt - in der Regel durch die Amtsleitung; sie dienen
nicht der Regelung eines Einzelfalls, sondern stellen allgemeine Ablaufe bzw. die (einheitliche) fachliche Qualitat
der Aufgabenwahrnehmung sicher. Dies kénnte z. B. eine Vorgabe zur Aufgabenwahrnehmung sein, nach der

24 Vgl. Peter-Christian Kunkel, Das Jugendamt als Amtsvormund und Sozialleistungsbehorde. Diskussionspapiere Nr. 5, 2015-03.
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grundsatzlich die Einwilligung des lUber zehnjahrigen Mindels bei einer Heilbehandlung schriftlich vorliegen und
zur Akte genommen werden muss.

Rolle des Amtsvormunds bei der Sicherung des Kindeswohls (bei moglichen Gefahrdungen
bzw. beim Kinderschutz)

Aufgrund der o.g. persodnlichen Gewahrleistungsverpflichtung des Vormunds aus § 1795 BGB kommt ihm eine
maBgebliche Verantwortung fir das Kindeswohl zu. Er hat damit zusammenhangend auch eine wesentliche
Aufgabe und daraus abzuleitende Verpflichtungen bei méglichen Beeintrachtigungen oder Gefahrdungen des
Kindeswohls.

Grundsatzlich ist die Aufgabe des Kinderschutzes vom o6ffentlichen Jugendhilfetrdger als hoheitliche Aufgabe
wahrzunehmen (§ 8a f., § 42 SGB VIII). Unter Beachtung der Voraussetzungen der Regelungen in §§ 8a, 42
SGB VIII entscheidet das Jugendamt und kann im Rahmen der ihm danach eingeraumten Befugnisse tatig
werden. Dies beinhaltet bei einer Inobhutnahme auch den Eingriff in das Sorgerecht von Berechtigten (Eltern
oder andere Inhaber:innen der Personensorge). Sorgerechtsregelnde Entscheidungen sind jedoch ausschlieBlich
dem Familiengericht vorbehalten. Wird das Jugendamt bei einem Verdacht und/oder einer tatsachlichen Kindes-
wohlgeféahrdung tatig, handelt es durch seine Beschaftigten, in der Regel durch die des ASD.

Verdachtsfall/Inobhutnahme: Jugendamt ist noch nicht Amtsvormund

Soweit in diesem Stadium des Handelns eine Vormundschaft fir den/die betreffende/n Minderjahrige:n noch
nicht beim Jugendamt besteht, ist der Fachdienst Vormundschaft in Verfahren gem. §§ 8a f. bzw. §§ 42 SGB
VIII nicht eingebunden.

Verdachtsfall/Inobhutnahme: Jugendamt ist bereits Amtsvormund

Besteht bereits eine Amtsvormundschaft, ist die Rolle des Vormunds bei einem Verfahren zur Ermittlung einer

Gefahrdung oder bei einer Inobhutnahme die, die den Inhaber:innen der Personensorge entspricht.

e Die Vorminder sind als gesetzliche Vertreter:innen des Kindes und als Personensorgeberechtigte in das Ver-
fahren gem. § 8a SGB VIII einzubeziehen,

¢ ihnen sind daher Verdachtsmomente in Bezug auf eine moégliche Gefdhrdung des/der Minderjahrigen unver-
zliglich mitzuteilen,

e sie sind Uber eine (bevorstehenden) Inobhutnahme unverziglich zu informieren,

¢ ihnen sind geeignete Hilfen zur Abwendung der Geféhrdung anzubieten.

Kenntnis des Amtsvormunds von einer (drohenden) Gefahrdung des Kindeswohls

Aufgrund der Verpflichtung der persdnlichen Gewahrleistung der Pflege und Erziehung des Mindels und der
damit im Zusammenhang stehenden Néhe und regelmdBigen Kontakte, kann auch durch den Amtsvormund
eine drohende bzw. mdégliche Kindeswohlgefdhrdung selbst erkannt werden oder es kénnen bei ihm, z. B. wegen
einer AuBerung des Miindels oder aufgrund seiner Beobachtungen, Erkenntnisse vorliegen, dass das Miindel um
Inobhutnahme bittet oder eine dringende Gefahr flir dessen Wohl vorliegt, was jeweils eine Inobhutnahme des
Mindels durch das Jugendamt erfordern kénnte. Der Bedarf der Inobhutnahme wird durch den Vormund beim
Jugendamt (ASD) angezeigt.
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Der Amtsvormund kann aufgrund funktionaler Aufgabentrennung und obwohl er/sie Beschaftigte:r des Jugend-
amtes ist, selbst die Inobhutnahme (oder das Verfahren gem. § 8a SGB VIII) nicht durchfliihren. Bei dringender
Gefahr wére eine Herausnahme/Mitnahme des Mindels aus der geféahrdenden Situation bei Vorliegen objektiver
Anhaltspunkte — auch bei einem Eingriff in Rechte anderer — entweder durch sein Aufenthaltsbestimmungs-
recht gedeckt oder sonst als Nothilfe gerechtfertigt. Ferner ist der Vormund aufgrund der besonderen Pflich-
tenstellung (Obhutspflichten aus Garantenstellung, »Uberwachungsgarant«) zur Abwendung von Gefdhrdungen
verpflichtet, dies kann u. U. auch ein sofortiges Eingreifen bedeuten/erfordern oder eine entsprechende Infor-
mation an die Mitarbeitenden im ASD notwendig machen.

Aufgabe des Amtsvormunds im weiteren Verfahren gem. § 42 SGB VIII ware ggf. die Beteiligung an der Sach-
verhaltsermittlung, die Klarung der erforderlichen Hilfen sowie die Antragstellung.

Auch im Verfahren gem. § 8a SGB VIII kommen dem Amtsvormund aufgrund seiner Garantenstellung diese
Informationspflichten und ggf. die Verpflichtung zum sofortigen Tatigwerden zum Schutz des Kindeswohls zu.
Ferner wirkt er/sie als Vertreter:in des Mindels sowie im Zusammenhang mit der Klarung tber ggf. erforder-
liche Hilfen und ggf. im familiengerichtlichen Verfahren mit.

Inobhutnahme oder Herausgabe bei bestehender Vormundschaft/Pflegschaft

Der Vormund ist in Verfahren gem. §§ 8a f. bzw. § 42 SGB VIII wie oben beschriebenen eingebunden. Schon die
Formulierung des § 42 SGB VIII macht deutlich, dass der Gesetzgeber mit der Inobhutnahme auf MaBnahmen
im Vorgriff eines Sorgerechtsverfahrens abzielt. Bei der Inobhutnahme handelt es sich um eine vorlaufige Kri-
senintervention des Jugendamtes zum Schutz eines Kindes oder Jugendlichen.

Trotzdem kommt es leider haufig vor, dass sich Kinder nach einem familiengerichtlichen Sorgerechtsentzug und
der Bestellung eines Vormunds/Pflegers noch bei den Eltern aufhalten.

Sollte es das Kindeswohl erfordern, hat der Vormund/Pfleger die Herausgabe des Kindes zu verlangen. Der
Herausgabeanspruch ergibt sich aus § 1632 Abs. 1 BGB. Hiernach umfasst die Personensorge das Recht, die
Herausgabe des Kindes von jedem zu verlangen, der es den Eltern oder einem Elternteil widerrechtlich vor-
enthalt. Wenn also die freiwillige Ubergabe des Kindes oder Jugendlichen nicht méglich ist, hat der Vormund/
Pfleger ein Herausgabeverfahren (gem. § 1632 Abs. 3 BGB) einzuleiten, um die sorgerechtlichen Befug-
nisse durchzusetzen. Es handelt sich hierbei um ein familiengerichtliches Verfahren, in dem ein Herausgabe-
titel erwirkt wird. Dieser wird gegebenenfalls mithilfe des/der Gerichtsvollzieher:in durchgesetzt. Antragsbe-
rechtigt ist in diesen Fallen ausschlieBlich der Vormund/Pfleger. Vom ASD kann ein Herausgabeverfahren nach
§ 1632 BGB nicht beantragt werden. Sollte es jedoch in diesen Fallen zu einer dringenden Gefahr fir das Wohl
des Kindes oder Jugendlichen kommen und eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt
werden kénnen, kommt eine Inobhutnahme des ASD in Betracht. In diesen Fallen ist der Soziale Dienst des
Jugendamtes verpflichtet, das Kind oder den/die Jugendliche/n in Obhut zu nehmen.

Um eine Handlungssicherheit fiir alle Beteiligten im Jugendamt zu schaffen, erscheint es sinnvoll, (Koopera-
tions-)Vereinbarungen uber die Vorbereitung und Durchfihrung einer Inobhutnahme/Herausnahme abzu-
schlieBen. Da Inobhutnahmen und zwangsweise Herausnahmen Krisensituationen darstellen, lasst sich ihr tat-
sachlicher Verlauf allerdings »weder im Detail vorhersehen noch steuern«. Insofern dient die Erarbeitung von
Checklisten und Vorbereitung solcher Interventionen »vor allem dazu, das AusmaB des Unvorhergesehenen und
Unvorbereiteten zu reduzieren«.?

25 Vgl Christine Gerber, Krisenintervention und Inobhutnahme, in: Joachim Merchel (Hg.), Handbuch Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD). Miinchen:
Ernst Reinhardt Verlag, 3. Auflage, 2019, S. 262.
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Notvertretungsrecht

Wahrend der Inobhutnahme ist das Jugendamt berechtigt, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl
des Kindes/Jugendlichen notwendig sind. Der mutmaBliche Wille des Vormunds ist dabei angemessen zu beriick-
sichtigen. Kinder und Jugendliche sind altersangemessen zu beteiligen, sofern es ihrem Wohl nicht entgegen-
steht.

Abgidngige Jugendliche

In der Regel gelten Kinder und Jugendliche dann als abgdngig, wenn sie zu einer festgelegten Uhrzeit nicht
mehr in die Einrichtung bzw. Pflegestelle zurtickkehren. Fiir Kinder und Jugendliche gelten dabei immer die kon-
kreten Regelungen in den Einrichtungen oder Pflegestellen, die im Einzelfall moglicherweise abweichen kénnen,
z.B. orientiert an der individuellen Entwicklung des Kindes/Jugendlichen.

Wurde festgestellt, dass eine Abgangigkeit vorliegt, ist von der Einrichtung oder der Pflegestelle eine Vermiss-
tenmeldung bei der Polizei zu veranlassen. Der Vormund/Pfleger ist umgehend zu informieren, ebenso das
Jugendamt oder andere leistungsgewahrende Stellen. War das Kind oder der Jugendliche nicht in einer Ein-
richtung oder Pflegestelle untergebracht, muss der Vormund die Vermisstenmeldung veranlassen. Dabei ist mit-
zuteilen, ob Griinde vorliegen, die méglicherweise ein schnelles Handeln oder sofortige Einleitung von SuchmaB-
nahmen erforderlich machen, wie z.B. vorherige Ankiindigung eines Suizids, gesundheitliche Einschrankungen
etc.

Eine Vermisstenmeldung bleibt bestehen, bis der Aufenthalt des Kindes/Jugendlichen geklart ist. Sollte der/
die Minderjahrige zurtickkehren, ist umgehend die Polizei zu informieren, damit die Loschung aus dem System
unmittelbar erfolgen kann.

Sollte sich herausstellen, dass ein Kind/Jugendliche nicht mehr in die Einrichtung oder Pflegestelle zurlickkehren
will, ist es dennoch dringend erforderlich zu versuchen, einen Kontakt zum Kind/Jugendlichen herzustellen.
Kinder/Jugendliche unterliegen dabei einem besonderen Schutzbediirfnis. Das Handeln des Vormundes sollte
sich in diesen Situationen am Wohl des Mindels orientieren. Kann Kontakt zum Kind/Jugendlichen hergestellt
werden, sollten zunachst die Probleme und Perspektiven mit dem Jugendlichen besprochen werden. Eine Einbe-
ziehung der Fachkréafte des Jugendhilfedienstes oder Pflegekinderdienstes wird empfohlen.

Es ist ausfihrlich zu dokumentieren, wann Kontakte zum Kind/Jugendlichen bestanden und/oder was unter-
nommen wurde (mit Datum und evtl. auch Zeitangabe), um Kontakt herzustellen.
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Arbeit mit der Herkunftsfamilie, nahestehenden Angehoérigen oder sonstigen Vertrauens-
personen des Miindels

Die klassische Elternarbeit betrifft in der Regel den ASD. Es ist aber flir den Vormund unverzichtbar, dass er
die Eltern und die fir das Miindel bedeutsamen Bezugs- und Vertrauenspersonen kennt. Der Vormund hat die
Eltern Uber seine Rolle und Aufgaben aufzuklaren. Nach § 1790 Abs. 4 BGB hat der Vormund den Eltern, nahe-
stehenden Angehdrigen und sonstigen Vertrauenspersonen - soweit es dem Wohl des Mindels nicht wider-
spricht und dem Vormund zuzumuten ist — Auskunft zu erteilen. Zudem hat der Vormund gem. § 1790 Abs. 2 S.
3 BGB in seiner Amtsfiihrung im Interesse des Mindels und zu dessen Wohl die Beziehung des Kindes/Jugend-
lichen zu seinen Eltern einzubeziehen.

Nach § 1684 BGB haben auch Eltern ohne elterliche Sorge ein Umgangsrecht. Darlber hinaus steht Ihnen ein
Auskunftsrecht Gber die personlichen Verhaltnisse nach § 1686 BGB zu. § 1685 BGB regelt das Umgangsrecht
des Kindes oder Jugendlichen mit anderen Bezugspersonen.

Darlber hinaus sind auch nicht sorgeberechtigte Eltern unter bestimmten Voraussetzungen an der Hilfeplanung
zu beteiligen (§ 36 Abs. 5 SGB VIII).

Haftung

Bei unsachgemaBer Amtsfiilhrung des Realvormunds besteht eine Schadensersatzpflicht aus Haftung:

¢ aus allgemeiner Vormundshaftung (§ 1833 BGB) fiir Schaden des Kindes;

¢ aus Haftung bei verletzter Aufsichtspflicht (§ 832 BGB) fiir Schaden eines Dritten;

e aus Amtshaftung (§ 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG) fur Schaden des Kindes und Dritter, soweit eine ihnen
gegenilber bestehende Amtspflicht verletzt wurde.

In diesen Féllen haftet der Realvormund nicht persénlich, sondern die Tragerkdrperschaft. Auch im Fall der
Amtspflichtverletzung ist der Schadensersatzanspruch vor dem Zivilgericht geltend zu machen (§ 40 Abs. 2
VwGO). Handelt ein Vormund hingegen schuldhaft und in besonderem MaB pflichtwidrig (grob fahrldssig oder
vorsatzlich), kann die Tragerkorperschaft bei ihm Regress nehmen?¢. Gegebenenfalls ist dann auch eine persén-
liche strafrechtliche Verantwortlichkeit gegeben.

2.3 Aufgaben der Vormundschaft

Kraft Gesetzes oder richterlicher Anordnung hat der Vormund folgende Aufgaben:

e Wahrnehmung der elterlichen Sorge fir das Kind bzw.den/die Jugendliche:n durch Kontakt und Beziehung
(Mindelbeteiligung) sowie die Umsetzung der Leitlinien flir Erziehung und des religiésen Bekenntnisses sowie
des Umgangs;

¢ personliche Forderung und Gewahrleistung der Pflege und Erziehung des Miindels gem. § 1795 Abs. 1 BGB;

e Wahrnehmung der Personen- und Vermdgenssorge des Kindes nach auBen - gesetzliche Vertretung -

(8 1795 Abs. 1 BGBi. V. m. § 1631a - 1632 BGB und § 1789 BGB);

e Beantragung und Inanspruchnahme von Sozialleistungen, z.B. Antrag auf Hilfe zur Erziehung, Mitwirkung bei
der Planung und Entscheidung Uber die zu gewahrende Hilfe (Wunsch- und Wahlrecht), Mitwirkung im Hilfe-
planverfahren, Sicherstellen der Beteiligung des vertretenen Kindes.

26  Vgl. Kunkel/Kepert/Pattar, SGB VIII. Kinder- und Jugendhilfe, Baden-Baden: Nomos, 8. Auflage, 2022, Rn. 41.
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2.3.1 Personensorge

Nach § 1795 Abs. 1 BGB umfasst die Personensorge insbesondere die Bestimmung des Aufenthaltes sowie die
Pflege und Erziehung und Beaufsichtigung des Miindels unter Beriicksichtigung seiner Rechte aus § 1788. Nach
§ 1795 Abs. 1 S. 3 BGB gelten in Bezug auf die Personensorge die §§ 1631a - 1632 BGB entsprechend. Die Per-
sonensorge endet mit dem Tod des Kindes/Jugendlichen oder am Tag der Volljahrigkeit des Mindels. Mit der
Anderung der Art. 7, 24 EGBGB gilt dies nun auch dann, wenn das Heimatrecht des Miindels einen spéteren Ein-
tritt der Volljahrigkeit vorsieht.

Nachfolgend werden wichtige Bereiche der Personensorge ausfihrlicher dargestellt:

Aufenthalt und Umgang

Das Aufenthaltsbestimmungsrecht ist Teil der tatsdchlichen Personensorge. Die Befugnis zur Aufenthaltsbe-
stimmung umfasst positiv das Recht, den Aufenthalt eines Kindes oder Jugendlichen an einem bestimmten Ort,
zu einer bestimmten Zeit zu gestatten, und negativ das Recht, den Aufenthalt an gewissen Orten, zu gewissen
Zeiten zu verbieten.

Die Befugnis zur Bestimmung des Aufenthaltes umfasst nicht die Bestimmung des Umgangs.?’

Das Umgangsrecht beschreibt dagegen das Recht des Kindes, Kontakt zu jedem Elternteil - und ggf. auch zu
weiteren Familienmitgliedern — zu haben. Im Gegenzug sind die Eltern zum Umgang berechtigt und verpflichtet
(8§ 1684 BGB). Ein:e Pfleger:in kann daher den Umgang nur bestimmen, wenn eine Pflegschaft fiir den Wir-
kungskreis Umgangsbestimmung oder die Personensorge angeordnet wurde.

Zwar besitzen die Befugnis zur Bestimmung des Aufenthalts und die Befugnis zur Bestimmung des Umgangs
viele Berlhrungspunkte, insbesondere den, dass das Kind auch zur Wahrnehmung von Umgang oft einen
bestimmten Ort aufsucht bzw. aufsuchen muss. Bei der Bestimmung des Umgangs geht es jedoch nicht darum,
den Aufenthalt des Kindes zu sichern oder zu verdandern, sondern es wird festgelegt, mit welchen anderen Per-
sonen und auf welche Weise das Kind Kontakt hat. 28

Die Befugnis zur Bestimmung des Aufenthaltes umfasst:

¢ die Bestimmung des Wohnortes;

¢ die Befugnis zur Beantragung und zum Empfang von Ausweispapieren (Kinderausweis, Reisepass);
¢ die Bestimmung des Aufenthaltes bei Pflegeeltern oder in einer Einrichtung;

¢ die Befugnis zur Erlaubnis von Auslandsaufenthalten.

Die Befugnis zur Bestimmung des Aufenthaltes umfasst nicht:

e die Anmeldung an einer Schule oder in einem Kindergarten;

¢ die Bestimmung des Umgangs;

¢ das Einverstdndnis mit einer Hilfe zur Erziehung in Form einer Pflegefamilie oder zur Unterbringung in einer
Einrichtung.

27  Vgl. BGH, Beschluss vom 06.07.2016 - XII ZB 47/15

28  Vgl. Hoffman, Personensorge, S. 143, Rn. 6.
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EXKURS

Abgrenzung der Amtspflegschaft mit Befugnis zur Regelung des Umgangs — Umgangs-
pflegschaft gem. § 1684 Abs. 3 BGB

Eine Erganzungspflegschaft gem. §§ 1809. ff. BGB kann u.a. die Befugnis zur Regelung des Umgangs beinhalten.
Der Entzug dieses selbststéandigen Teils der elterlichen Sorge (§ 1631 BGB) erfolgt wegen einer Gefahrdung
des Kindeswohls (§§ 1666 Abs. 3 Nr. 6, 1666a BGB). Der/die Pfleger:in ist nach Bestellung zur Regelung des
Umgangs berechtigt, legt wesentliche Eckpunkte des Umgangs fest — soweit diese nicht bereits durch eine fami-
liengerichtliche Entscheidung geregelt wurden (§ 1684 BGB). Ist eine gem. §§ 1684 BGB, 1685 BGB berechtigte
Person mit der Regelung des Umgangs durch den/die Pfleger:in nicht einverstanden, kann sie eine familienge-
richtliche Entscheidung bezliglich des Umgangs erwirken.

Davon zu unterscheiden ist die Bestellung des (Jugendamtes als) Umgangspflegers gem. § 1684 Abs. 3
S. 3 BGB: Hier ordnet allein das Familiengericht wesentliche Eckpunkte des Umgangs an, wie Dauer, Hau-
figkeit, unbegleiteter oder begleiteter Umgang, weitere Beschréankungen und grundsatzliche Modalitaten, wie
z.B. das Holen/Bringen des Kindes. Nur untergeordnete Feinabstimmungen kdénnen durch die/den bestellte/n
Umgangspfleger:in eigenstandig entschieden werden. Diese:r hat nur das Recht, die Herausgabe des Kindes fur
die Durchfiihrung des Umgangs vom betreuenden Elternteil zu verlangen und fir die Dauer des Umgangs den
Aufenthalt des Kindes zu bestimmen. Die elterliche Sorge wird in ihrer Substanz durch die Umgangspflegschaft
i.d.S. nicht tangiert, in er Praxis kann dies bei Umgangskontakten der Fall sein.

Aufsicht

Schutz vor Schaden an Leib und Leben, an seelischer Entwicklung auch durch Dritte, die Mindel erleiden oder
verursachen.

Pflege

Unter Pflege wird die Sorge flr das leibliche Wohl des Kindes, seine Unterbringung, Verpflegung, Bekleidung
sowie die Sorge fur die Gesundheit verstanden.?® Auf die Gesundheitssorge wird spater eingegangen.

Erziehung

Die Erziehung umfasst die Sorge flr die geistige, seelische und sittliche Entwicklung des Kindes in einer seinen
Fahigkeiten, Anlagen und sonstigen Verhaltnissen entsprechenden Weise.3® Wichtige Bereiche sind z.B. die
Bestimmung der Erziehungsziele, die Beaufsichtigung der Erziehung, die Wahl des Kindergartens und Geltend-
machung (und ggf. Durchsetzung) des Anspruchs auf Kindertagesbetreuung, die Antragstellung auf Gewahrung
von Hilfe zur Erziehung, die Wahrnehmung des Wunsch- und Wahlrechts gem. § 5 SGB VIII und die Beteiligung
im Hilfeplanverfahren als Personensorgeberechtigte:r. Zur religiésen Erziehung sowie zur Schul- und Berufsaus-
bildung finden sich nachfolgend noch weitere Ausfiihrungen.

29  Vgl. BeckOK BGB/Veit § 1631, Rn. 3.
30 Vgl ebd.
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Gesundheit

Die Gesundheitssorge ist ebenfalls ein Teil der Personensorge. Zur Gesundheitssorge zdhlen u.a.:

e der Abschluss von Behandlungsvertragen bzw. der Abschluss von Vereinbarungen mit Krankenkassen sowie
Zusatzversicherungen;

e die Einwilligung/Zustimmung in drztliche Diagnose- und Heilbehandlung sowie der Verzicht auf Behandlung
oder die Zustimmung zur Einwilligung in einen Schwangerschaftsabbruch;

e die Zustimmung zu bzw. Einwilligung in Schénheitsoperationen, Piercings und Tatowierungen, die
Zustimmung zu bzw. Einwilligung in Beschneidung;

e die Akteneinsicht in Behandlungsunterlagen.

Eine arztliche Behandlung ist mit einem Eingriff in die korperliche Integritdt verbunden. Eine darztliche
Behandlung ohne die Einwilligung der Patient:innen und ohne Zustimmung des/der gesetzlichen Vertreter:in
stellt eine rechtswidrige Korperverletzung dar. Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn der/die Patient:in »ein-
willigungsfahig« ist. Die Frage der Einwilligungsfahigkeit von Kindern und Jugendlichen orientiert sich an den
Regelungen des § 104 BGB (Geschéaftsfahigkeit). Minderjahrige kdnnen demnach nur dann in eine arztliche
Behandlung einwilligen, wenn sie die dafiir notwendige Einsichts- oder Urteilsfahigkeit besitzen. Diese sind flr
jeden Einzelfall gesondert zu prifen. Das heiBt, dass die fir die Gesundheitssorge zusténdige Person nur dann
in die arztliche Behandlung anstelle einer minderjéhrigen Person einwilligen kann, wenn diese selbst noch nicht
einwilligungsfahig ist. Liegt die Einwilligungsfahigkeit des/der Minderjahrigen vor, kann diese/r selbst einwilligen.
Diese Einwilligung bedarf dann nicht mehr der Zustimmung des Vormunds.

Von einer Einwilligungs- und Urteilsfahigkeit diirfte bei Minderjahrigen spatestens ab Erreichen des 14. Lebens-
jahres auszugehen sein. Die Priifung der Einwilligungsféhigkeit obliegt den behandelnden Arzt:innen, die auch
die Aufklérung Uber den Eingriff durchfihren. Unabhangig davon hat die flir die Gesundheitssorge zustandige
Person den Behandlungsvertrag abzuschlieBen.

Bei der Gesundheitssorge durch Dritte (u.a. Pflegeeltern und Fachkrafte in Jugendhilfeeinrichtungen) ist zu
beachten, dass diese Personen nur in Angelegenheiten der alltdglichen Gesundheitssorge entscheiden dirfen.
Das sind Angelegenheiten, die haufig vorkommen und keine schwer abzudandernden Auswirkungen auf die Ent-
wicklung des Kindes oder der/des Jugendlichen haben.

Angelegenheiten der taglichen Gesundheitssorge sind u.a.:

e arztliche Behandlung leichter Erkrankungen und Verletzungen;
e Einnahme von Medikamenten ohne erhebliche Nebenwirkungen;
¢ Teilnahme an regelmaBigen U-Untersuchungen.

Angelegenheiten von erheblicher gesundheitlicher Bedeutung sind u.a.:
¢ Operationen und Vollnarkosen;

Unterbringung in der Kinder- und Jugendpsychiatrie;

Impfungen3?;

Entscheidungen Uber einen Schwangerschaftsabbruch;

Piercings und Tatowierungen.32

31 Vgl. BGH 03.05.2017 - XII ZB 157/16, FamRZ 2017, 1057

32  Oberloskamp/Dirbeck, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft fliir Minderjahrige, § 9 Rn. 227.
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Mit dem Gesetz zum Schutz von Kindern mit Varianten der Geschlechtsentwicklung vom 12.05.202133 wurde
der § 1631e BGB neu eingefiigt. Danach umfasst die Personensorge nicht das Recht, in eine Behandlung eines
nicht einwilligungsfahigen Kindes mit einer Variante der Geschlechtsentwicklung einzuwilligen oder selbst diese
Behandlung durchzufiihren, die, ohne dass ein weiterer Grund fir die Behandlung hinzutritt, allein in der Absicht
erfolgt, das korperliche Erscheinungsbild des Kindes an das des mannlichen oder des weiblichen Geschlechts
anzugleichen. In operative Eingriffe an den inneren oder auBeren Geschlechtsmerkmalen des nicht einwilli-
gungsfahigen Kindes kdnnen die Personensorgeberechtigten nur einwilligen, wenn der Eingriff nicht bis zu einer
selbstbestimmten Entscheidung des Kindes aufgeschoben werden kann. Die Einwilligung bedarf der Geneh-
migung des Familiengerichts, es sei denn, der operative Eingriff ist zur Abwehr einer Gefahr fiir das Leben oder
flir die Gesundheit des Kindes erforderlich und kann nicht bis zur Erteilung der Genehmigung aufgeschoben
werden. Die Genehmigung ist auf Antrag der Personensorgeberechtigten zu erteilen, wenn der geplante Eingriff
dem Wohl des Kindes am besten entspricht.

Religion

Grundsatzlich bestimmen die Eltern gem. § 1 des Gesetzes zur religidsen Kindererziehung (KErzG) Uber die reli-
gidse Erziehung ihres Kindes.

Steht die Sorge flr die Person eines Kindes einem Vormund oder Pfleger allein zu, so hat dieser auch Uber
die religidse Erziehung des Kindes zu bestimmen, z.B. zu einer Taufe einzuwilligen. Er bedarf dazu der Geneh-
migung des Familiengerichts (§ 3 Abs. 2 KErzG). Kinder ab Vollendung des 10. Lebensjahres sind vom Familien-
gericht anzuhéren, ab dem 14. Lebensjahr tritt Religionsmiindigkeit ein. Eine einmal erfolgte Bestimmung der
Konfession kann durch den Vormund nicht mehr gedandert werden.3*

GemaB § 1788 Nr. 4 BGB hat der Mlindel das Recht auf Achtung seines religidsen Bekenntnisses. Gleichzeitig ist
dieses auch bei der Auswahl des Vormundes nach § 1778 Abs. 2 Nr. 1 BGB zu bericksichtigen.

Ausbildung

Auswahl von Ausbildungsstellen und Abschluss von Ausbildungsvertragen. Die Genehmigungspflichten des §
1795 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BGB gelten gemaB § 56 Abs. 2 S. 2 SGB VIII nicht fir den Amtsvormund.

Unterhalt

Eltern/Elternteile sind ihren minderjahrigen Kindern gegentiber unterhaltsverpflichtet, wenn sie nicht gemeinsam
mit ihnen in einem Haushalt wohnen (8§ 1601 ff BGB). Der Unterhalt ist durch den Vormund fir das Mindel
geltend zu machen und ggf. gerichtlich durchzusetzen.

Versicherung

Abschluss von Versicherungsvertragen.

33 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2021 Teil I Nr. 24, ausgegeben zu Bonn am 21. Mai 2021.

34  Vgl. Birgit Hoffmann, Familiengerichtliche Genehmigung der Konfessionsbestimmung beim Bestehen einer Vormundschaft; Befugnis zur
Bestimmung der Konfession, in: JAmt, 2014, S. 521.
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Versorgung

Beantragung von Sozialleistungen (Jugendhilfe, Eingliederungshilfe etc.).

Halbwaisen-/Waisenrente

Bei Waisenrenten handelt es sich um Hinterbliebenenrenten. Das bedeutet, dass die Renten aus dem Versiche-
rungskonto des Verstorbenen berechnet werden (§ 48 SGB VI). Eine Waisenrente wird entweder als Halbwai-
senrente oder als Vollwaisenrente gewahrt, wenn die entsprechenden Voraussetzungen erflillt sind.3*> Die Rente
wird von dem Kalendermonat an geleistet, zu dessen Beginn die Voraussetzungen fiir den Anspruch auf die
Rente erfillt sind (rickwirkend bis zu 12 Monate). Miindel kdnnen einen Anspruch auf Hinterbliebenenrente von
den leiblichen Eltern aber auch von anderen Personen ableiten, in deren Umfeld sie gelebt haben (z.B. in Ver-
wandtenpflege oder bei Pflegeeltern).

Kindergeld

Ein Anspruch auf Kindergeld ergibt sich aus dem Einkommensteuergesetz (§§ 62 ff. EStG). Es ist eine steuer-
liche Ausgleichszahlung und soll das steuerliche Existenzminimum von Kindern freistellen. Deshalb sind grund-
satzlich Eltern oder ein Elternteil, Pflegeeltern, Adoptiveltern usw. anspruchsberechtigt (auch wenn Vormund-
schaft/Pflegschaft fiir das Kind besteht). Voraussetzung ist, dass ein Obhuts- und Betreuungsverhaltnis zum
Kind besteht. Der Antrag ist bei der ortszustdandigen Familienkasse der Bundesagentur fiir Arbeit zu stellen.

Vollwais:innen oder Kinder, die den Aufenthalt ihrer Eltern nicht kennen, sind selbst anspruchsberechtigt. Ab
dem 15. Lebensjahr kénnen die Kinder/Miindel selbst den Antrag auf Kindergeld stellen, davor muss dies der/
die gesetzliche Vertreter:in tun.

Leistungen der sozialen Entschadigung

Am 01.01.2024 ist das neue Soziale Entschadigungsrecht in einem eigenen Sozialgesetzbuch, dem SGB X1V,
in Kraft getreten. Das SGB XIV fasst die bisherigen gesetzlichen Regelungen des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG), des Opferentschadigungsgesetzes (OEG), des Infektionsschutzgesetzes (IFSG) sowie des Zivildienstge-
setzes (ZDG) zusammen.

Menschen, die durch ein schadigendes Ereignis, flir das die Gemeinschaft eine besondere Verantwortung tragt,
eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben, werden bei der Bewaltigung der dadurch entstandenen Folgen
durch Soziale Entschadigung unterstlitzt (§ 1 Abs. 1 SGB XIV). Nach § 7 SGB XIV sind neben deutschen Staats-
angehorigen auch Auslander:innen anspruchsberechtigt.

Voraussetzung fiir eine Soziale Entschadigung ist ein schadigendes Ereignis. Ein schadigendes Ereignis kann
zeitlich begrenzt, wiederkehrend oder Gber einen langeren Zeitraum hinweg einwirkend gewesen sein (§ 1 Abs.
3 SGB XIV). Das neue Soziale Entschadigungsrecht unterscheidet beim schadigenden Ereignis zwischen einer
korperlichen Gewalttat (§ 13 Abs.1 Nr. 1 SGB XIV), einer psychischen Gewalttat (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 SGB XIV) und
einer gleichgestellten Tat (§ 14 SGB XIV).

35  Vgl. fur weitere Informationen die Webseite www.deutsche-rentenversicherung.de [letztmals aufgerufen am 01.01.2024].
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Der Gewaltbegriff wurde also gegeniiber dem alten Opferentschadigungsgesetz erheblich erweitert. Neben koér-
perlicher Gewalt fallen psychische Gewalt (z.B. sexueller Missbrauch, Sexualstraftaten Menschenhandel) und
Schockschaden unter den Gewaltbegriff. Einer Gewalttat gleichgestellt sind die Vernachlassigung von Kindern
sowie die Herstellung, Verbreitung und 6ffentliches Zuganglichmachen von Kinderpornographie.

Das schadigende Ereignis muss kausal flir die gesundheitliche Schadigung und die gesundheitliche Schadigung
muss kausal fir den Eintritt der Schadigungsfolgen sein (§ 4 SGB VIII). Der Nachweis des ursachlichen Zusam-
menhangs zwischen Schadigung und Schadigungsfolge wird i.d.R. durch facharztliche Stellungnahmen, Unter-
lagen, Diagnosen etc. erbracht. Die Wahrscheinlichkeit des ursachlichen Zusammenhangs ist aber ausreichend
(8 4 Abs. 1 S. SGB XIV).

Nach § 16 Abs. 1 SGB XIV sind Anspriiche ausgeschlossen, wenn die Betroffenen das schadigende Ereignis in
vorwerfbarer Weise verursacht haben. Leistungen kénnen aber auch ganz oder teilweise versagt werden, wenn
die geschadigten Personen es unterlassen, das flr sie Mogliche und Zumutbare zur Aufklarung des Sachver-
haltes und zur Verfolgung des/der Tater:in beizutragen (§ 17 Abs. 2 SGB XIV).

Der Leistungskatalog des Sozialen Entschadigungsrechts umfasst:

¢ Soforthilfe durch schnelle verfligbare psychologische Behandlung und Betreuung in Traumaambulanzen;
e kompetente Begleitung wahrend des Verwaltungsverfahrens durch ein Fallmanagement;

¢ Leistungen der Krankenbehandlung und bei Pflegebedurftigkeit;

e Leistungen zur Teilhabe;

e besondere Leistungen im Einzelfall

e monatliche Entschadigungszahlungen

¢ und weitere Leistungen

Die Soziale Entschadigung nach dem SGB XIV wird auf Antrag gewahrt. Der Antrag ist bei den zustandigen Ver-
sorgungsbehoérden vor Ort zu stellen. Der Entschadigungsantrag kann formlos, mit Formularen der Landesver-
sorgungsbehoérden oder mit Hilfe des bundeseinheitlichen Antragsformulars gestellt werden.3¢

Der Antrag ist an keine Frist gebunden. Es ist zu jedoch beriicksichtigen, dass der Tag der Antragstellung
der Zeitpunkt ist, der bei einem erfolgreichen Antrag den Beginn der Leistungsgewdhrung markiert. Stellt die
betroffene Person beispielsweise zehn Jahre nach der Tat einen Antrag, kénnen fir diesen Zeitraum nach-
traglich keine Leistungen erwartet werden. Wird der Antrag aber innerhalb eines Jahres nach dem schadigenden
Ereignis gestellt, kdnnen rickwirkend ab Eintritt der Schadigung Leistungen erbracht werden. Rickwirkend
besteht der Anspruch fir langer als ein Jahr, wenn Hinderungsgriinde ohne eigenes Verschulden vorliegen,
allerdings wird das Verschulden des gesetzlichen Vertreters dem Miindel zugerechnet.

Wahrend zuvor nach § 2 Abs. 2 OEG Leistungen noch ganz oder teilweise versagt werden konnten, wenn
die betroffene Person keine Strafanzeige erstattete, wird dies durch den neuen § 17 Abs. 2 SGB XIV anders
geregelt: Die Erstattung einer Strafanzeige ist weder erforderlich noch Voraussetzung.

36 Vgl. »Antrag auf Leistungen fiir Gewaltopfer«, online unter: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Soziales/antrag-leistungen-fuer-
gewaltopfer-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4 [letztmals aufgerufen am 01.01.2024].

29



Gemeinsame Arbeitshilfe der Landesjugendamter Rheinland und Westfalen

2.3.2 Vermdgenssorge

Die Vermdgenssorge ist neben der Personensorge ein wesentlicher Teil des Sorgerechts (§ 1789 BGB). Mit der
Reform des Vormundschaftsrechts wurde die Vermdégensorge neu geregelt. Die Regelungen der Vermodgens-
sorge finden sich nun im Betreuungsrecht. Im Vormundschaftsrecht wird darauf verwiesen (§ 1798 Abs. 2 BGB).

In den allermeisten Fallen sind die Miindel nicht vermégend; ist dies aber anders, geht es bei der Aufgabe der
Vermdgenssorge zunachst darum, das Vermdgen, Gber welches ein Mindel zum Zeitpunkt des familiengericht-
lichen Beschlusses verfiigt, zu bewerten. Positives Vermdgen ist zu sichern, zu vermehren und/oder sachge-
recht zu verwenden (z.B. durch miindelsichere Anlagen). Bei negativem Vermdégen ist das Miindel mit geeig-
neten MaBnahmen vor Schaden zu bewahren oder bereits entstandener Schaden zu regulieren (z.B. Nachlassin-
solvenz, Ratenzahlung).

Erbschaft

Das Erbrecht regelt, wer das positive oder negative Vermdgen eines Verstorbenen erhalt (s. §§ 1922 ff. BGB).
Zur Bewertung des Vermdgens sind Informationen einzuholen bei Sozialleistungstragern (ARGE, Jobcenter
und Sozialamt), Verwandten, Partner:innen, Schufa usw. und relevante Unterlagen zu sichten und zu sichern.
Wer Erbe wird, kann in einem Testament/Erbvertrag bestimmt werden. Ohne Testament/Erbvertrag greift die
gesetzliche Erbfolge (z.B. UrgroBeltern-GroBeltern-Eltern-Miindel-Kinder von Mindeln).

Nach § 1944 BGB sind die gesetzlich vorgegebenen Fristen fir die Ausschlagung (6 Wochen nach Kenntnisnahme
vom Eintritt des Erbfalls) zu beachten. Méglich ist ggf. aber nach Annahme eine Anfechtung der Annahmeer-
klarung wegen Unkenntnis der Uberschuldung (auch hier gilt nach § 1954 BGB eine Frist, konkret: sechs Wochen
nach Kenntnis des Anfechtungsgrundes). Eine Ausschlagungs- oder eine Anfechtungserklarung missen beim
Nachlassgericht entweder personlich durch Niederschrift bei der Geschaftsstelle oder durch gesiegelte 6ffent-
liche Urkunde erklart werden (§ 1945 BGB). Erklaren muss sie das Miindel selbst. Wenn das Miindel beschrankt
geschdftsfahig ist, muss der Vormund dieser Erkldrung zustimmen. Die Zustimmung bedarf zwingend einer
familiengerichtlichen Genehmigung, die nach Rechtskraft (Rechtskraftvermerk) umgehend an das Nachlassge-
richt ibersandt werden muss.

Bei bereits erfolgter Annahme (die weder durch eine Ausschlagung oder eine Anfechtung der Annahme der
Erbschaft »riickgangig« gemacht werden kann) eines Uberschuldeten Erbes besteht noch die Mdéglichkeit der

Begrenzung des Schadens durch beispielsweise eine Nachlassinsolvenz. Erbschaftsangelegenheiten sind Teil der
Vermdgenssorge.

2.3.3 Besonderheiten

Genehmigungspflichtige Entscheidungen des Vormunds

Bestimmte Entscheidungen des Vormunds - vor allem die Vermdégenssorge betreffend - bedirfen der

Zustimmung/Genehmigung des Familiengerichts, vgl. u.a. §§ 1851- 1854 BGB, § 1795 BGB und § 1799 Abs.
1 BGB. »Das Erfordernis der familiengerichtlichen Genehmigung fiir bestimmte Rechtsgeschafte oder -hand-
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lungen stellt eine ganz wesentliche Einschréankung der Entscheidungsfreiheit und Vertretungsmacht des Vor-
munds dar.«%

Fir derartige Genehmigungen ist ein Antrag des Vormunds beim zustdandigen Familiengericht notwendig.

Genehmigungspflichten

Folgende fir die Praxis des Vormunds relevante Rechtsgeschafte und -handlungen bedirfen der Genehmigung

durch das Familiengericht:

¢ freiheitsentziehende Unterbringung und MaBnahmen (§ 1631b BGB, PsychKG);

Erbausschlagung (§ 1850 ff. BGB);

e Namensdnderung (§ 2 Namensanderungsgesetz);

e Bestimmung der religiésen Erziehung (§ 3 Abs. 2 Gesetz Uber die religiése Kindererziehung);

e genehmigungsbedirftige Rechtsgeschafte (§§ 1799 f. BGB Abs. 2 BGB);

e Genehmigungspflichten im Rahmen der Personensorge (Wechsel des gewdhnlichen Aufenthalts des Mindels
ins Ausland, § 1795 Abs. 2 Nr. 3 BGB; die Anhdrungsvorschriften nach den §§ 159 ff. FamFG sind zu
beachten; ggf. ist nach § 158 FamFG ein Verfahrensbeistand zu bestellen und das Jugendamt nach § 162
FamFG anzuhéren.) 38

Die Genehmigungspflichten des § 1795 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BGB gelten gemaB § 56 Abs. 2 S. 2 SGB VIII nicht fir
den Amtsvormund.

Freiheitsentziehende Unterbringung (§ 1631b BGB)

Freiheitsentziehende Unterbringungen von Mindeln und Pfleglingen kdnnen u.a. nach dem SGB V (z.B. Kinder-
und Jugendpsychiatrie [KJP] - Behandlungsvertrag), dem SGB VIII (HzE-Antrag/EGH-Antrag gem. §§ 27 ff. SGB
VIII) und dem SGB IX erfolgen. Freiheitsentziehende Unterbringungen bedtirfen der vorher einzuholenden fami-
liengerichtlichen Genehmigung. Die Genehmigungspflicht flr freiheitsentziehende Unterbringungen und frei-
heitsentziehende MaBnahmen (§ 1631b BGB, z.B. Fixierung) durch das Familiengericht dient der Verbesserung
des Schutzes der Grundrechte der betroffenen Kinder und Jugendlichen, z.B. der kdrperlichen Unversehrtheit,
Freiheit der Person, Recht auf freie Selbstentfaltung (Artikel 2 GG).

Die freiheitsentziehende Unterbringung und die freiheitsentziehende MaBnahme kénnen in einem Krankenhaus,
einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung erfolgen. Unter dem Begriff Krankenhaus, Heim oder sonstige Ein-
richtung (s. § 1631b Abs. 2 BGB) sind KJPs, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe und der Behindertenhilfe,
sowie weitere stationdre und teilstationare Einrichtungen wie z.B. Kinder- und Kindertagesstatten gemeint, in
denen Kinder- und Jugendliche Uber einen Zeitraum (langer oder kurzfristig) wohnen oder ohne standige Kon-
trollmdglichkeit des Sorgeberechtigten betreut werden.

Der Vormund/Pfleger (mit dem Wirkungskreis Aufenthaltsbestimmungsrecht) hat zunachst, unter Berlck-
sichtigung der im § 1631b BGB vorgegebenen materiellen und formellen Voraussetzungen, flr sein Mindel
eine Anregung oder einen Antrag beim zustandigen Familiengericht (am Ort des Aufenthaltes des Miindels) zu
stellen. Im Antrag ist u.a. die Einrichtung mit Anschrift zu benennen. Die Bestellung eines Verfahrensbeistandes
ist erforderlich.

37  Oberloskamp/Dirbeck, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft fiir Minderjahrige, S. 319, Rn. 119.
38 Oberloskamp/Dirbeck, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft fir Minderjéhrige, S. 348, Rn. 203.
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In der Regel ist mit dem Antrag beim Familiengericht eine &rztliche Stellungnahme vorzulegen (vom Familien-
gericht einzuholen, § 312 FamFG). In Verfahren nach § 151 Nr. 6, 7 FamFG soll der/die Sachverstindige Arzt:in
fir Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie sein. In Verfahren nach § 151 Nr. 6 FamFG kann das
Gutachten auch durch eine:n in Fragen der Heimerziehung ausgewiesene/n Psychotherapeut:in, Psycholog:in,
Padagog:in erstattet werden. In Verfahren der Genehmigung freiheitsentziehender MaBnahmen gentligt ein
arztliches Zeugnis; Satz 1 gilt entsprechend (§ 167 Abs. 6 FamFG). Fir freiheitsentziehende MaBnahmen (z.B.
Fixierung) ist die Vorlage eines arztlichen Attestes gem. § 167 Abs. 6 FamFG ausreichend.

Das Familiengericht ordnet die Unterbringung/MaBnahmen nicht an (auBer § 1867 BGB und § 1802 Abs. 2, 3
BGB), sondern genehmigt diese lediglich. Uber die Aufnahme und die Dauer der Unterbringung in einem Kran-
kenhaus oder einer KJP entscheidet die Krankenhaus-/Klinikleitung (medizinische Einschatzung der Fremd- und
Selbstgeféahrdung).

Gleiches gilt fir Jugendhilfeeinrichtungen. Auch diese entscheiden in eigener Verantwortung im Rahmen des
abgeschlossenen Leistungsvertrages Uber die Aufnahme und die Verweildauer von Minderjahrigen in ihren Ein-
richtungen.

Bei der Zuflihrung zu einer freiheitsentziehenden Unterbringung hat das Jugendamt den Vormund/Pfleger (wie
auch Eltern) auf Wunsch zu unterstitzen (§ 167 FamFG). Das Jugendamt als Fachbehdrde entscheidet Gber Art
und Weise der Unterstiitzung. Sollte die Unterstiitzung (Vollzugshilfe) der Polizeibehérden notwendig sein, kann
dies nur aufgrund eines schriftlichen Vollzugshilfeersuchens des Jugendamtes erfolgen. Die Polizeibehérde ist
dem Jugendamt gegenliber zur Amtshilfe verpflichtet. Es besteht keine Verpflichtung zur Amts- und Vollzugs-
hilfe der Polizei gegenliber Eltern oder dem Vormund/Pfleger.

Freiheitsentziehende Unterbringungen und MaBnahmen enden spatestens nach sechs Monaten, wenn sie nicht
vorher verlangert wurden. Bei besonderem Sicherungsbedlirfnis enden sie nach einem Jahr.3®

Die Rolle des Vormunds im verwaltungs- und familiengerichtlichen Verfahren

Der Vormund vertritt den Minderjahrigen im Wirkungskreis der gesamten elterlichen Sorge, der Pfleger im
jeweiligen ihm Ubertragenen Wirkungskreis. Im Rahmen ihrer Wirkungskreise sind beide auch berechtigt, den/
die Minderjahrige:n in einem familien- und/oder verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu vertreten.

Im familiengerichtlichen Verfahren ist der Vormund Beteiligter im Sinne des § 7 FamFG (Gesetz Uber das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit). Er ist somit flr sein
Miindel sowohl antrags- als auch beschwerdeberechtigt. Er muss im Verfahren angehért werden (§§ 33, 34
FamFG) und hat die Méglichkeit, Akteneinsicht einzufordern (§ 13 FamFG).

Ist das Jugendamt Vormund eines Minderjahrigen, so wird es in Kindschaftssachen regelmaBig in einer Doppel-
funktion am familiengerichtlichen Verfahren beteiligt sein, einerseits als Vertreter des Minderjahrigen, anderer-
seits als zu beteiligende Fachbehdrde gem. §§ 7 Abs. 2 Nr. 2, 155, 162 etc. FamFG. Erfolgt seitens des Famili-
engerichts beispielsweise eine Anfrage an das Jugendamt, ob eine getroffene Entscheidung gem. §§ 1666 bis
1667 BGB noch im Sinne des § 1696 Abs. 2 BGB und § 166 FamFG aufrechterhalten bleiben muss, so hat das
Jugendamt in seiner Doppelfunktion Bericht zu erstatten. Zum einen hat es im Rahmen seiner Mitwirkungs-
pflicht gem. § 50 SGB VIII und als beteiligte Fachbehdérde gem. § 162 FamFG zu berichten, zum anderen ist

39 Vgl Birgit Hoffmann, Das Gesetz zur Einfihrung eines familiengerichtlichen Genehmigungsvorbehalts fiir freiheitsentziehende MaBnahmen bei
Kindern, in: JAmt 7-8/2017, S. 353-359.

32



Qualitatsstandards fur Vorminder

das Jugendamt als Vormund und rechtlicher Vertreter des Minderjahrigen gehalten, sich beispielsweise dazu
zu auBern, ob die elterliche Sorge aus Sicht des Minderjahrigen und zu seinem Wohl an die Eltern zurtckiber-
tragen werden soll.*° Eine Uberschneidung mit den Aufgaben des Verfahrensbeistandes wird grundsétzlich bei
Verfahren, die das Kindeswohl betreffen, nicht auszuschlieBen sein.

Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren kann der Vormund flr sein Mindel ebenfalls Antrage stellen, Wider-
spruch einlegen und Klage erheben. Er ist zudem gem. § 28 VwWVfG NRW vor Erlassen eines Verwaltungsaktes
anzuhoéren. Zudem ist ihm Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gewahren, soweit deren Kenntnis
zur Geltendmachung oder Verteidigung der rechtlichen Interessen des Mlndels erforderlich ist (§ 29 VwVfG
NRW).

Der Vormund kann Beschwerde auch aus eigenem Recht fiihren, wenn die Entscheidung des Familiengerichts
seine sorgerechtlichen Befugnisse betrifft.#* Das kann beispielsweise der Fall sein, wenn das Familiengericht
gegen den Willen des Vormunds Umgang der Eltern mit dem in einer Pflegefamilie lebenden Kind anordnet oder
wenn es die Genehmigung der vom Vormund beantragten (genehmigungspflichtigen) Unterbringung verweigert.

40 Vgl. Oberloskamp/Durbeck, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft fiir Minderjahrige, S. 52-53, Rn. 38-40.
41  BGH 28.09.2016 - XII ZB 251/16, JAmt 2017, 99.
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3 Fachliche Qualifikation

An die Aufgabenwahrnehmung des Amtsvormundes werden spezifische Anforderungen gestellt. Im Einzelnen

beziehen sie sich auf:

e eine Ausbildung mit abgeschlossenem (Fach-)Hochschulstudium, vorzugsweise im Bereich Sozialarbeit/Sozi-
alpadagogik oder im Bereich Verwaltung (s. Ziff. 4.1),

e besondere Kenntnisse und Erfahrungen in den Bereichen Padagogik, Recht und Verwaltung, Psychologie
sowie Soziologie (s. Ziff. 4.2),

e besondere fachliche Fahigkeiten (s. Ziff. 4.3) und

e personliche Grundeinstellungen und Anforderungen (s. Ziff. 4.4).

3.1 Ausbildung/Fortbildung

3.1.1 Ausbildung

Die offentlichen Trager der Jugendhilfe bestimmen im Rahmen ihrer Organisationshoheit die personelle Aus-
stattung der Jugendamter. Sie beschéftigen hauptberuflich Personen, die eine flir diese Aufgaben entspre-
chende Ausbildung haben (Fachkrafte), sich fiir die jeweilige Aufgabe nach ihrer Persénlichkeit eignen oder auf-
grund besonderer Erfahrungen in der Sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgaben zu erfillen (§ 72 SGB VIII).

Zur Fihrung der Vormundschaft bedarf es kompetenter Fachkrafte, die aufgrund ihrer Ausbildung nicht nur
spezifische Rechts- und Verwaltungskenntnisse haben, sondern vor allem auch Uber ein umfassendes padago-
gisches, psychologisches und soziologisches Wissen verfligen. Insofern sind ein abgeschlossenes (Fach-)Hoch-
schulstudium im Bereich Sozialpadagogik/Sozialarbeit bzw. in verwaltungsbezogenen Studiengédngen oder eine
vergleichbare Ausbildung im Angestelltenbereich erforderlich. Diplom-Verwaltungswirtinnen und -wirte bzw.
Verwaltungsangestellte sollten unbedingt zusatzliche sozialpadagogische, psychologische und soziologische
Kenntnisse besitzen, bevor sie zum Amtsvormund bestellt werden; ahnlich verhalt es sich mit Blick auf Diplom-
Sozialpadagoginnen und -padagogen bzw. -Sozialarbeiterinnen und -Sozialarbeiter, flir die rechtliche und ver-
waltungstechnische Kenntnisse und Erfahrungen unabdingbar sind. Fehlen Teile dieser Voraussetzungen, ist
eine entsprechende berufsbegleitende Zusatzausbildung — méglichst — mit Zertifizierung anzustreben.

3.1.2 Fortbildung

Einschlagige Fortbildungsangebote, die sich auf alle Bereiche der elterlichen Sorge (Ausliibung der Personen-
sorge, Vermodgenssorge, gesetzliche Vertretung) erstrecken und spezifische Fragen und Probleme der Vormund-
schaft aufgreifen, sollten regelmaBig wahrgenommen werden (§ 72 Absatz 3 SGB VIII).

3.2 Kenntnisse und Erfahrungen

Fachkenntnisse und praktische Erfahrungen sind in spezifischen Bereichen des Rechts und der Verwaltung sowie
der Padagogik, Psychologie und Soziologie erforderlich.
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3.2.1 Recht und Verwaltung

Im Zivil- und Verwaltungsrecht sind sichere Kenntnisse, insbesondere in folgenden Rechtsbereichen erfor-

derlich:

e Birgerliches Gesetzbuch (BGB),

e Sozialgesetzblicher (SGB), insbesondere in den Teilen I, II, VIII und XII SGB,

e Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FamFG),

e Zivilprozessordnung (ZPO) und

e Besonderes Verwaltungsrecht u. a. im Aufenthalts- und Asylrecht;

e ebenso sind Kenntnisse Uber und Erfahrungen mit der Aufbau- und Ablauforganisation von Verwaltungen und
bei den Gerichten, hier insbesondere im Hinblick auf Jugendéamter und Familiengerichte, vorteilhaft.

3.2.2 Padagogik, Psychologie und Soziologie

Neben padagogischem, psychologischem und soziologischem Grundwissen lber die Entwicklung und Erziehung
von Kindern und Jugendlichen und insbesondere zu der Frage, auf welche Weise Fahigkeiten, Starken, Bega-
bungen und Interessen erkannt und geférdert werden kdnnen, sollten gute Fachkenntnisse u. a. zu folgenden
Themenbereichen vorhanden sein:

Kommunikationspsychologie, vor allem Uber Gesprachsfiihrung mit Kindern und Jugendlichen unterschiedlichen

Alters;

e Trennungs- und Verlusterlebnisse von Kindern;

e Formen und Erkennen von sexuellem Missbrauch und sexualisierter Gewalt;

¢ Folgen von Vernachlassigung;

¢ Misshandlung von Kindern;

Bildung und Schule;

Berufsausbildung;

e ambulante und stationdre erzieherische und therapeutische Hilfen fir Kinder und Jugendliche und deren spe-
zifische Rahmenbedingungen, z. B. Aufwachsen in stationdaren Settings, Aufwachsen in Vollzeitpflege.

3.2.3 Praxiserfahrungen

Praktische Erfahrungen sind in folgenden Bereichen erforderlich:

e Beratung und padagogische Begleitung von Kindern und Jugendlichen, insbesondere in belasteten Lebenssi-
tuationen;

¢ Hilfeplanung und Mitwirkung unter Bericksichtigung der Beteiligung der Kinder und Jugendlichen in einer fir
sie verstandlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form (nach §§ 36, 37 SGB VIII).

3.3 Fahigkeiten

Vormuiinder sollten Gberdies folgende persoénliche Fahigkeiten besitzen:

e Sensibilitdt und Wertschatzung im Umgang mit Kindern/Jugendlichen, deren Eltern und anderen Personen im
Umfeld;

e verbale, nonverbale und spielerische Kommunikationsfahigkeit mit Kindern und Jugendlichen unterschied-
lichen Alters;
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Kompetenzen des aktiven und empathischen Zuhdrens (im Gesprach nicht nur die sachliche, sondern auch
die gefiihlsmaBige Ebene der Kommunikation erkennen und wahrnehmen);

Kreativitat bei der Gestaltung von Kontakten,

aber auch bei Angeboten zur Kontaktaufnahme seitens der Kinder/Jugendlichen;

alleinverantwortlich Entscheidung zu treffen und diese transparent machen zu kdénnen;

Kooperations- und Verhandlungsfahigkeit;

Fahigkeit zur selbstkritischen Auseinandersetzung und Reflexion der beruflichen Rolle und des eigenen Han-
delns (professionelle Distanz halten kénnen).

3.4 Personliche Grundeinstellungen und Anforderungen

Grundeinstellungen

Die grundlegende Bereitschaft zur regelmdBigen Reflexion, zur kollegialen Praxisberatung, Supervision, Fort-
und Weiterbildung muss vorhanden sein.

Anforderungen

Respekt vor der Person des Kindes

Grundsatzlich ist die Wertschatzung gegentiber den Fahigkeiten von Kindern und Jugendlichen die Basis

fur eine qualifizierte Fiihrung der Vormundschaft (nicht Defizit-, sondern Kompetenzorientierung), d. h. im
Zentrum des Erziehungsverstandnisses stehen nicht die Veranderung bestimmter Verhaltensweisen des
Miindels, sondern die Férderung und Starkung seiner Persénlichkeit sowie Gestaltung eines entwicklungsfor-
dernden, sozialen und materiellen Umfelds.*?

Selbstverstindnis als Interessenvertreter des Kindes

Der Vormund vertritt ausschlieBlich die Interessen des Kindes/Jugendlichen, auch gegen den Widerstand von
Eltern, anderen Personen und Institutionen.

Kooperationsbereitschaft

Die Bereitschaft, mit Fachkréaften, Eltern oder anderen Bezugspersonen des Miindels zusammenzuarbeiten,
ist vor allem notwendig, um auf der Grundlage unterschiedlicher Informationen zum Aufbau entwicklungsfor-
dernder Beziehungen und Bedingungen flir das Kind oder den Jugendlichen beizutragen.

Flexibilitat

Handlungsstrategien und Problemlésungskonzepte missen flexibel an der Persénlichkeit, den Bedirfnissen
und dem Entwicklungsstand der betreffenden Kinder bzw. Jugendlichen ausgerichtet sein bzw. diesen ange-
passt werden.

Physische und psychische Belastbarkeit

Der Vormund muss belastende Situationen aushalten und damit umgehen kénnen, z. B. Anfeindungen und
Druck durch Dritte (Eltern, Presse, Politik). Frustrationserlebnisse unterschiedlichster Art, vor allem auch
bedingt durch die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in sehr schwierigen Lebensverhaltnissen, sind emo-
tional zu verarbeiten und weiterfiihrende und neue Motivationsansatze zu entwickeln.
Verantwortungsbereitschaft

Entscheidungen fir wichtige Lebensfragen des Kindes oder des/der Jugendlichen sind zu treffen. Der
Vormund muss bereit sein, fir diese Entscheidungen die alleinige und umfassende Verantwortung zu Uber-
nehmen.

42

Vgl. z.B. grundlegend zum neuen Rollenverstandnis: Karsten Laudien, Die Kontinuitat des Gegenlibers. Ethische und sozialisationstheoretische
Aspekte im neuen Vormundschaftsgesetz, in: JAmt 6/2012, S. 300ff.
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¢ Kenntnis der personlichen und fachlichen Grenzen - interdisziplindre Zusammenarbeit
Der Vormund sollte sich seiner persénlichen und fachlichen Grenzen bewusst sein. Er muss in der Lage sein,
sich gegebenenfalls Beratung, Unterstlitzung und Hilfestellung zu organisieren.

¢ Kongruentes Verhalten
Entscheidungsprozesse in Bezug auf wichtige Lebensfragen des Miindels missen offen erfolgen, transparent
gestaltet werden, nachvollziehbar sein und kénnen nur unter Beteiligung der betreffenden Kinder/Jugend-
lichen erfolgen.
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4 Qualitatsentwicklung

Um Qualitat und Qualitatskriterien in der vormundschaftlichen Aufgabenwahrnehmung entwickeln zu kénnen,
ist es notwendig, sich mit beruflichen Vorstellungen und beruflicher Praxis auseinanderzusetzen. Verbesserung
von Qualitat ist eng verbunden mit den Mdglichkeiten von Vormindern zum fachlichen Austausch uber das
Thema. Es ist notwendig, die komplexen Probleme im Berufsalltag der Vorminder in kontinuierlich stattfin-
denden fachlichen Aushandlungsprozessen zu reflektieren. Dabei muss die Perspektive der Kinder und Jugend-
lichen eine wichtige Orientierung bleiben.

Wird dementsprechend ein professionelles Selbstverstandnis zugrunde gelegt, in dem die Miindelperspektive

bzw. der auf Vertrauen aufbauende persénliche Kontakt zum Miindel Handlungsbasis sind, besitzt das professi-

onelle Handeln dann Qualitat,

e wenn sensibel und respektvoll mit Kindern und Jugendlichen und ihrer Herkunftsfamilie sowie mit anderen
Bezugspersonen umgegangen wird (Adressatenorientierung),

e wenn vor allem die Férderung der kindlichen und jugendlichen Fahigkeiten und Interessen und weniger die
Beseitigung ihrer Defizite im Vordergrund des Interesses stehen (Kompetenzorientierung),

e wenn im Vorhinein der fachlichen Entscheidungen Offenheit und Ungewissheit akzeptiert werden (Prozesso-
rientierung),

e wenn Kinder oder Jugendliche an den Entscheidungsprozessen des Jugendamtes (z. B. bei den Hilfeplange-
sprachen) altersentsprechend beteiligt werden (Beteiligung).

Diese Kriterien sind variabel, d.h. sie selbst unterliegen einem permanenten Prozess der Qualitatsentwicklung
und sind somit veranderbar.

Bei der Differenzierung des Qualitatsbegriffs hat sich die Aufteilung in Strukturqualitat, Prozessqualitat und

Ergebnisqualitat durchgesetzt. Deshalb soll diese Aufteilung hier Anwendung finden:

e Strukturqualitat (s. Ziff. 4.1) bezieht sich auf die organisatorischen Rahmenbedingungen von (Amts-)Vor-
mundschaft, d.h. die Voraussetzung fir eine verantwortliche Aufgabenwahrnehmung in den Jugendamtern
sowie die Maglichkeiten des fachlichen Austausches in regionalen Arbeitskreisen und in Fachteams.

¢ Prozessqualitat (s. Ziff. 4.2) meint die Aktivitaten, die geeignet und notwendig sind, um ein bestimmtes
Ziel - hier: die Umsetzung des Rechts von Kindern und Jugendlichen auf Férderung ihrer Entwicklung und
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit — zu erreichen. Mit
der Umsetzung des § 1 SGB VIII sind auch solche Aktivitaten gemeint, die die Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen nach § 8 SGB VIII und § 1788 BGB ermdglichen bzw. gewahrleisten.

e Ergebnisqualitat (s. Ziff. 4.3) ist angesprochen, wenn der erzielte Zustand, also ein sichtbarer Erfolg oder
Misserfolg, betrachtet wird. Auch hier spielen immer zwei Perspektiven eine entscheidende Rolle bei der
Beurteilung, namlich zum einen die der betreffenden Kinder/Jugendlichen und zum anderen die der zustan-
digen Fachkrafte.
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4.1 Strukturqualitat: Organisatorische Rahmenbedingungen

In der praktischen Umsetzung eines professionellen Selbstverstandnisses nehmen
e der auf Vertrauen aufbauende personliche Kontakt zum Miindel sowie
¢ die gesetzlichen Grundlagen

einen zentralen Stellenwert ein. Ohne die geeigneten organisatorischen Rahmenbedingungen ist die Umsetzung
nur schwer moglich. Notwendig sind vor allem die Klarung der verantwortlichen Aufgabenwahrnehmung im
Jugendamt und die Bildung von Fachteams, bestehend aus den Personen, die mit der Fihrung von Vormund-
schaften beauftragt sind.

4.1.1 Klarung der verantwortlichen Aufgabenwahrnehmung

Vorminder missen mit anderen Fachdiensten innerhalb und auBerhalb des Jugendamtes kooperieren. Vor allem
die Zusammenarbeit mit dem Sozialdienst, der fiir den Erstkontakt zur Herkunftsfamilie verantwortlich ist, ist
fir die Arbeit des Vormundes von Bedeutung.

GemaB §§ 1789ff., 1626ff. BGB, § 7 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII ist der Vormund Personensorgeberechtigter und hat
demzufolge Anspruch auf Hilfen zur Erziehung gemaB § 27ff. SGB VIII. Insofern ist der Vormund Antragsteller
und damit fur die Wahrnehmung der Interessen und Rechte des Kindes bzw. des Jugendlichen und vor allem fir
seine Beteiligungsrechte z. B. bei der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII (ferner auch im gerichtlichen Verfahren,
§ 7 FamFG) verantwortlich. Der Sozialdienst bleibt fiir die Arbeit mit der Herkunftsfamilie zustandig. Daran ori-
entiert, prifen die Fachkraft des Sozialdienstes und der Vormund, welche Aufgabenteilung vorgenommen und
welche Vorhaben, z.B. Besuche in Heimen oder Pflegefamilien, sinnvollerweise gemeinsam durchgefiihrt werden
sollen.

Nicht zuletzt angesichts der gesetzlich festgeschriebenen regelmaBigen Besuchspflichten des Vormundes emp-
fehlen sich im Jugendamt verbindliche Kooperationsvereinbarungen zwischen der Amtsvormundschaft und den
zustandigen Fachdiensten (Pflegekinderdienst, Allgemeiner Sozialer Dienst) sowie die Entwicklung fachlicher
(»Schnittstellen«-)Standards flr die Zusammenarbeit.*

Rechtlich sind die beiden Aufgabenbereiche dadurch getrennt, dass die Hilfen zur Erziehung zu den »Leistungen
der Jugendhilfe« (§ 2 Abs. 2 SGB VIII) gehdren und die Vormundschaften zu den »Anderen Aufgaben der
Jugendhilfe« (§ 2 Abs. 3 SGB VIII).

Die Aufgabe des Vormundes als gesetzlicher Vertreter und Antragsteller von Hilfen zur Erziehung erfordert,
dass die Fihrung der Vormundschaft von der Stelle, die liber die Gewahrung der Hilfe entscheidet und den Lei-
stungsbescheid zustellt (Gewahrleister der Hilfe), zu trennen ist (zur Dienst- und Fachaufsicht s. Ziff. 3.2).4

Mit dem SGB VIII als Bestandteil des SGB sind auch die Vorschriften des SGB I und SGB X anzuwenden. § 16
SGB X regelt, dass Personen, die Beteiligte am Verwaltungsverfahren sind, an Entscheidungen in diesem Ver-
fahren nicht mitwirken dirfen. Der Vormund stellt als Personensorgeberechtigter den Antrag auf Gewdahrung
von Hilfe zur Erziehung nach dem SGB VIII. Damit ist er Beteiligter im Sinne von § 16 SGB X und vom Mitwir-

43 Vgl. hierzu die Hinweise zur Arbeitshilfe des lberregionalen Arbeitskreises der Amtsvormiinder in NRW zur Beteiligung des Mindels mit Blick auf
die Kontakthdufigkeit - § 1790 Abs. 3 BGB, Anlage zur Arbeitshilfe »Beteiligung des Mindels«.

44  Vgl. ebd.
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kungsverbot betroffen. Daraus folgt, dass Mitarbeiter der Sozialen Dienste nicht gleichzeitig auch Vorminder
sein kénnen; Soziale Dienste und Vormundschaft sind daher strikt zu trennen.*>

Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sollen nach § 72 Absatz 1 SGB VIII hauptberuflich nur Personen beschaf-
tigen, die sich fir die jeweilige Aufgabe nach ihrer Persdnlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende
Ausbildung erhalten haben (Fachkrafte) oder aufgrund besonderer Erfahrungen in der Sozialen Arbeit in der
Lage sind, die Aufgabe zu erflllen. Diese Personen miissen auch fortgebildet werden. § 79 Absatz 2 SGB VIII
verpflichtet die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, die zur Erfillung der Aufgaben nach dem SGB VIII erforder-
lichen Dienste, also auch Vormiinder, zur Verfligung zu stellen.

4.1.2 Kooperationsmodelle (Fachdienst Vormundschaften/Koordinierungsstelle)

Mit dem Inkrafttreten der Vormundschaftsreform zum 01.01.2023 sind zahlreiche neue Aufgaben und Tatig-
keiten in die Organisation der Jugendamter einzubinden. Die Aufgaben der Vormundschaft sind nach § 55 Abs.
5 SGB VIII funktionell, organisatorisch und personell von den Ubrigen Aufgaben des Jugendamtes zu trennen.
Diese Regelung zielt darauf ab, dass die Ausliibung der Aufgaben der Amtsvormundschaft kiinftig allein im Inte-
resse der Kinder und Jugendlichen erfolgt und damit Vormundschaften frei von Amtsinteressen gefuhrt werden.
Im Jugendamt erfordert dies eine Veranderung der bestehenden Organisationsstrukturen.

Amtsvormiinder dirfen demnach nur noch die Aufgaben nach den §§ 55, 56 SGB VIII wahrnehmen. Es gilt
zu klaren, durch welche Fachdienste bzw. Fachkrafte die Aufgaben nach den §§ 53, 53a Abs. 2 und 57 SGB
VIII wahrzunehmen sind. Die Aufgaben der §§ 50, 53, 53a Abs. 2 und 57 SGB VIII sind origindre Aufgaben
des Jugendamtes. Um eine gesetzeskonforme vernlinftige Umsetzung im Jugendamt zu gewahrleisten, ist
eine genaue Betrachtung der Schnittstellen zwischen den Sozialen Diensten und den Amtsvormundschaften
notwendig. FUr die Umsetzung dieser herausfordernden Aufgaben sind verschiedene Modelle denkbar. Einige
Modelle werden bereits in der Praxis umgesetzt.

Fachdienst Vormundschaften

Der Fachdienst Vormundschaften soll eine gesetzeskonforme Blindelung der in den §§ 53ff. SGB VIII genannten
Aufgaben ermdglichen. Bei dem Fachdienst Vormundschaften handelt es sich um einen kooperierenden Fach-
dienst, der in der Abteilung Vormundschaften angesiedelt ist. Die in diesen Fachdienst tatigen Fachkrafte sind
fur koordinierende und fachdienstiubergreifende Aufgaben zustandig. Denn aus der in § 55 Abs. 5 SGB VIII fest-
geschriebenen Aufgabentrennung folgt, dass Fachkrafte, die selbst Vormundschaften flihren, die anderen Auf-
gaben des Jugendamtes, die in den §§ 53, 53a und 57 SGB VIII genannt sind, nicht wahrnehmen kdénnen.

Eine Verortung dieser Aufgaben im Sozialen Dienst diirfte zum einen aufgrund der bestehenden Auslastung der
dortigen Mitarbeitenden nicht zielfihrend sein, zum anderen auch deswegen nicht, weil die vormundschaftsbe-
zogenen Tatigkeiten spezielle Kenntnisse und zugleich eine Vernetzung sowohl mit den Vormundschaften flih-
renden Fachkraften sowie gegebenenfalls mit externen Akteur:innen und Institutionen (etwa mit ehrenamt-
lichen oder Vereinsvormund:innen oder dem Familiengericht erfordern).+6

45  Vgl. Kaufmann, Ferdinand, Das Jugendamt als Vormund und als Sozialleistungsbehérde — Probleme der Doppelfunktion, in: Der Amtsvormund,
6/1998, S. 481ff.

46  Vgl. LVR/LWL, Arbeitshilfe ProReVorm. Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts: Neue Prozessbeschreibungen zur Aufgabenwahr-
nehmung im Jugendamt, Kéln, Minster: LVR/LWL, 2022, S. 13-15.
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Koordinierungsstelle

Die erwahnten vormundschaftsbezogenen Aufgaben kénnen aber auch in einer eigens geschaffenen Koordi-
nierungsstelle*” umgesetzt werden. Im Gegensatz zum »Fachdienst Vormundschaft« ist die Koordinierungs-
stelle zwischen den beteiligten Fachdiensten angesiedelt. In der Praxis haben sich bereits erste Modelle der
Umsetzung (sog. Stuttgarter Modell) entwickelt.

4.1.3 Fallzahlbemessung

Wesentliche Kriterien fir eine Fallzahlbemessung - bezogen auf die Aufgabenwahrnehmung als Vormund - sind:
e der Schwierigkeitsgrad der Einzelfalle;
e der Umfang und die Intensitat der Einzelfallbetreuung;
o Haufigkeit und Dauer der Kontakte mit dem Miindel - i.d.R. monatlich;
e Kontakte zu
- leiblichen Eltern,
- Familienrichter:innen und Rechtspfleger:innen,
- Fachkraften des Jugendamtes,
- Fachkréften in Einrichtungen,
- Pflegepersonen,
- Lehrer:innen in Schulen und Erzieher:innen in Kindertagesstatten,
- Arzt:innen,
- etc.;
e die Haufigkeit von Stellungnahmen und Berichten;
¢ Wegezeiten.

§ 55 Abs. 2 S. 4 SGB VIII bestimmt, dass ein in Vollzeit tatiger Vormund, der ausschlieBlich mit der Fihrung von
Vormundschaften/Pflegschaften betraut ist, h6chstens 50 Miindel betreuen darf.#® Es handelt sich dabei um eine
Fallzahlobergrenze, deren Einhaltung durch die Personal- und Organisationsverantwortlichen des Jugendamts
und den Vormund selbst zu beachten ist. Ein Unterschreiten dieser Fallzahl ist im Zusammenhang mit der in
§ 1790 Absatz 3 BGB gesetzlich fixierten i.d.R. monatlichen Besuchsverpflichtung*® geboten, sofern diese auf-
grund der Fallzahlauslastung (absehbar langerfristig oder dauernd) nicht zu erflllen ware.

Auch die gesetzlich geforderte personliche Forderung und Gewahrleistung der Erziehung und Pflege des Miindels
(8 1795 Abs. 1 BGB) kann ein Unterschreiten der Fallzahlobergrenze notwendig machen, z.B. wenn Mindel in
besonderer Weise einer Forderung und des Kontaktes bedirfen.

4.1.4 Bildung eines »Fachgremiums Vormundschaften«
Beim Jugendamt sollte analog zu § 4 Landesbetreuungsgesetz NRW ein Fachgremium gebildet werden, um

die Wahrnehmung der Vormundschaftsaufgaben regional besser aufeinander abstimmen und vereinheitlichen
zu kénnen. Mitglieder dieses »Fachgremiums Vormundschaften« sollten ortlich zustéandige Richter:innen und

47 Vgl. Miriam Fritsche, Wozu »Koordinierungsstellen« in der Vormundschaft? Momentaufnahmen aus einem dynamischen Feld, in: JAmt 10/2023, S.
451ff.

48 Dass es sich hierbei um eine absolute Hochstgrenze handelt, verdeutlichen u.a. der bereits 2011 erschienene Beitrag von Prof. Dr. Hildegund
Sunderhauf, »Fallzahlenbingo: 30, 40, oder 50?7« (in: JAmt 7-8/2011, S. 293ff.) und die 2024 veréffentlichten Empfehlungen des DIJuF-Praxis-
beirats Vormundschaften/Beistandschaften, »Verantwortung braucht angemessene Ressourcen - Schluss mit Fallzahlbingo in der Vormund-
schaft« (in: JAmt 1/2024, S. 17ff.).

49  Vgl. Kap. 4.2.1, Anmerkungen zu »Kontakt und Beziehung zum Mindel«.
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Rechtspfleger:innen, ehrenamtliche Einzelvormiinder, Vorminder des Jugendamtes, Vorminder bei den Vor-
mundschaftsvereinen bzw. die Vereine selbst, Berufsvorminder und ggf. Gaste sein. Strukturelle Unterschiede
in den einzelnen Kommunen, z. B. Anzahl der zustandigen Gerichte, GroBe der Jugendamtsbezirke oder Vorhan-
densein von Vormundschaftsvereinen und Berufsvormiinder, sind dabei zu berlicksichtigen.

Das Fachgremium hat das Ziel, die Qualitdtsentwicklung und die Qualitatssicherung im Bereich der Vormund-
schaftsaufgaben zu gewahrleisten. Gleichzeitig soll dieses Fachgremium zur Verbesserung der Kommunikation
und Kooperation aller im Vormundschaftswesen tatigen Berufsgruppen dienen und die Interessen der unter-
schiedlichen Professionen vernetzen. Fir eine Optimierung der Umsetzung gesetzlicher Vorgaben kann das
Fachgremium folgende Aufgaben lbernehmen:

e Es kann die Form und den Aufbau der Berichte nach § 1802 Abs. 2 Satz 3 i.V.m § 1863 Abs. 3 Satz 1 BGB
konkretisieren.

e Es kann durch verbindliche Absprachen und/oder Erstellung eines Kriterienkatalogs dafiir Sorge tragen, dass
bei der Uberpriifung der Geeignetheit von Personen als Vormund einheitliche MaBstabe angelegt werden.

e Es kann sich im Bereich der Aus- und Fortbildung als ein Bindeglied zwischen Praxis und Fortbildungsinsti-
tutionen begreifen. Dafir sollte es den o6rtlichen Fortbildungsbedarf ermitteln, ggf. unterschieden nach Per-
sonen, die in den Aufgabenbereich eingefiihrt werden, und solche, die Kenntnisse auffrischen und vertiefen
mochten. Das Fachgremium kann Impulse fir Fortbildungskonzepte geben und entsprechenden Fortbildungs-
bedarf beim Landesjugendamt anmelden.

e Es kann, unter Beachtung der einschlagigen Vorschriften, zur Vorbereitung auf Beruf oder Ehrenamt Interes-
sierten die Moéglichkeit vermitteln, bei geeigneten Institutionen zu hospitieren.

¢ Es kann sowohl an der Erstellung von Konzepten zur berufsbegleitenden Aus- und Fortbildung zum Vormund
mitarbeiten als auch eigene Ressourcen nutzen und die Angebote Dritter sammeln und dartber informieren.

e Bezogen auf Einzelvormiinder, die ehrenamtlich oder beruflich tatig werden kénnen, kann es deren
Gewinnung, Schulung und Beratung sowie entsprechende Offentlichkeitsarbeit anregen und férdern.

e Da die Einzelvormiinder einer intensiven und fachgerechten Vorbereitung auf ihre Tatigkeit bedlirfen, kann es
die Aufgabe Gbernehmen, diese Vorbereitung und Begleitung konzeptionell vorzubereiten und deren Durch-
fihrung ggf. zu begleiten. Besonderer Wert sollte darauf gelegt werden, dass auch Vorminder fir Personen
mit speziellem Betreuungsbedarf, z.B. fir auslandische Kinder und Jugendliche, gefunden werden.

e Um flr eine am Miindel orientierte Wahrnehmung der Vormundschaftsaufgaben bessere Voraussetzungen zu
schaffen, ist es empfehlenswert, dass es regelmaBig gemeinsame strukturierte Veranstaltungen mit Miindeln
organisiert und in diesem direkten Kontakt zu Kindern und Jugendlichen in einer ihrem Alter entsprechenden
Umgebung und vertrauensvollen Atmosphare eine einzelfallunabhangige Austauschmdéglichkeit erhalt.

4.1.5 Fachlicher Austausch in Fachteams (Reflexion/Intervision)

Um die beruflichen Aufgaben der Vormundschaft erflillen zu kénnen, ist ein regelmaBiger fachlicher Austausch
- Supervision, Intervision und kollegiale Beratung - notwendig. Leitgedanke ist, die individuellen Vorge-
hensweisen des Vormundes durch eine eingeiibte und eigene »Giitekontrolle« oder Uberpriifung zu begleiten.

Im professionellen Austausch bringt der Vormund seinen Handlungsprozess in einem spezifischen Fall zur
Sprache und vergegenwartigt sich sein Vorgehen. Er ist nicht mehr Akteur, sondern wird zum Beobachter seiner
eigenen beruflichen Erfahrung. Auf diese Weise werden beispielsweise Belastungen des beruflichen Alltags, die
den Zugang zum Fall verstellen kénnen, erkennbar.

Die neue Position des Beobachters ermdglicht es, die eigenen Erfahrungen zu durchdenken, ihnen eine neue
Bedeutung zu geben und unter Umstdnden Ideen zur Weiterfilhrung oder Anderung zu entwickeln. Diese

Reflexion bzw. Intervision des eigenen beruflichen Handelns kann auf verschiedene Weise, zu Anfang oder auch
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im Fallverlauf mit Hilfe von externen Team- oder Organisationsberater:innen oder Supervisor:innen, eingetbt
werden.

4.2 Prozessqualitat

Der Vormund entwickelt eigene Aktivitdaten, die der Umsetzung eines professionellen Selbstverstandnisses
gerecht werden und in denen der auf Vertrauen aufbauende Kontakt zum Mindel einen zentralen Stellenwert
hat. Dies ist notwendig, um den Arbeitsalltag mit einem sicheren beruflichen Selbstverstdndnis bewerkstelligen
und optimieren zu kénnen. Die eigenen Voraussetzungen fir die Wahrnehmung der Vormundschaftsaufgaben
kénnen anhand des folgenden Kriterienkatalogs Uberpriift werden. Sie bilden die Grundlage der Tatigkeit. Es
handelt sich um Schllisselprozesse der Leistungserbringung. Diese bedlirfen der konkreten Beschreibung und
eignen sich dann auch als MaB3stab und BezugsgroBen der Qualitatsentwicklung.

4.2.1 Handlungskriterien

Kontakt und Beziehung zum Miindel

Grundvoraussetzung flr die qualifizierte Filhrung einer Vormundschaft ist, dass der Vormund das Kind oder
die/den Jugendliche:n persénlich kennt. Getragen von der Wertschatzung der Person des Kindes/Jugendlichen
sollen regelmaBig Treffen zur schrittweisen Entwicklung einer auf Vertrauen aufbauenden Beziehung auch Uber
die Hilfeplangesprache hinaus stattfinden. Gesetzlich vorgeschrieben ist ein persdnlicher Kontakt, der in der
Regel ein monatlicher Besuch in der Gblichen Umgebung des Mindels sein soll (§ 1790 Abs. 3 BGB). Hierfur ist
auch die personelle Kontinuitat in diesem Verhaltnis eine Voraussetzung - bei einem Wechsel in der Person des
Vormunds hat eine Abwagung im Einzelfall zu erfolgen.

Im Hinblick auf die technischen Méglichkeiten der Kommunikation und Vernetzung muss ein Vormund flr seine
Arbeit - auch fir die Mindelkontakte und deren Pflege — aktuelle elektronische Kommunikationsmdglichkeiten
nutzen kénnen (z.B. - derzeit - Smartphones, Tablets, Laptops etc.).

Kontakt zu Bezugspersonen des Kindes oder Jugendlichen

Um das Kind oder den Jugendlichen angemessen vertreten und in seinem Sinne entscheiden zu kénnen, ist
auch der Kontakt zu wichtigen Bezugspersonen des Kindes/Jugendlichen von Bedeutung. In jedem Fall sollte
der Vormund die Personen kennen, die aktiv an der Erziehung des Kindes/Jugendlichen beteiligt sind.Partei-
lichkeit im Sinne des Kindeswohls

Der Vormund nimmt insofern eine Sonderstellung im Jugendamt ein, als er unabhangig von organisatorischen
Vorgaben und Pflichten parteilich fir das Kind/Jugendlichen und in dessen Sinne zu entscheiden hat.
Reflektieren der eigenen Rolle

Der Prozesscharakter der zu treffenden Entscheidung macht es erforderlich, die eigene Rolle und Aufgabe
immer wieder neu zu reflektieren. Voraussetzungen dafiir sind eine fachliche Distanz und Offenheit flir den

Prozess sowie die standige individuelle Bereitschaft zur Aktualisierung von Fachkenntnissen.
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Kooperation und Kommunikation

Wichtige Bestandteile der Aufgaben des Vormundes sind zudem der Fachaustausch und die Zusammenarbeit
mit allen im Einzelfall Beteiligten. Grundsatzlich ist es notwendig, die unterschiedlichen Aufgaben und Per-
spektiven der agierenden Personen zu akzeptieren. Fir die Zusammenarbeit mit den anderen - jugendamts-
internen - Fachdiensten, insbesondere mit dem Allgemeinen Sozialen Dienst und dem Pflegekinderdienst, sind
gemeinsame, verbindliche und schriftliche Kooperationsvereinbarungen erforderlich.

Die regelmaBige Zusammenarbeit mit Institutionen und Einrichtungen sowie den dort tatigen Kraften, Gber das
Hilfeplanverfahren hinaus, ist anzustreben, und zwar mit

e Fachdiensten/Fachkrdften externer Jugendamter,

Fachdiensten/Fachkraften freier Trager,

Erziehungshilfeeinrichtungen 6ffentlicher und freier Trager,

Pflegepersonen (§§ 1688, 1797 BGB),

Schulen,

Kindergarten,

¢ Verfahrensbeistanden,

¢ Gerichten,
o etc.

Der Vormund ist Beteiligter im Hilfeplangesprach gem. § 36 SGB VIII. Als gesetzlicher Vertreter des Kindes ist
er ein Muss-Beteiligter im familiengerichtlichen Verfahren i.S.d. § 7 FamFG. Damit ist auch die Kldrung einer-
seits der Zusammenarbeit des Jugendamtes mit dem Familiengericht sowie andererseits der Rolle des Vor-
munds dabei erforderlich.>®

Fachlicher liberregionaler und regionaler Austausch

Der Vormund sollte zu einer qualifizierten Praxisentwicklung beitragen und dazu den Austausch mit
Fachkolleg:innen anregen und wahrnehmen.

RegelmiBige Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen

Es ist notwendig, fir den Bereich Vormundschaften den eigenen Fortbildungsbedarf festzustellen, z.B. in Bezug
auf spezielles padagogisches, psychologisches, soziologisches und rechtliches Grundlagenwissen, und an Fort-
bildungsveranstaltungen teilzunehmen.

Beteiligungsmoglichkeiten an organisatorischen Entscheidungsprozessen

Seiner besonderen Rechtstellung und Aufgabenzuweisung sollte der Vormund Rechnung tragen und zu wich-
tigen organisatorischen Fragen die speziellen fachlichen Anliegen einbringen.

50 Vgl Birgit Hoffmann, Kooperation zwischen Familiengericht und Vormundin nach dem Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts, in: JAmt 5/2021, S. 242-248.
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Qualitatsentwicklung durch Partizipation von Kindern und Jugendlichen

Ein Kind oder Jugendlicher hat oft konkrete Vorstellungen von seinen eigenen Bedlirfnissen, Planen und Win-
schen und &uBert sich entsprechend gegenliber seinem Vormund, wenn dieser die Voraussetzungen flr einen
vertrauensvollen Kontakt schafft.

Es ist zu erwarten, dass sich neue Formen der Beteiligung durch die geforderte Qualitatsentwicklung in der
Kinder- und Jugendhilfe entwickeln werden (miissen), die u.a. durch die neue Regelung des § 79a SGB VIII,
»Qualitatsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe«, nunmehr festgeschrieben sind.

4.3 Ergebnisqualitat: Beurteilung des Erreichten

Ergebnisqualitat bezieht sich auf die Frage, inwiefern fachliche Ziele, d.h. Ergebnisse, erreicht wurden. Hierflr
ist es notwendig, dass alle Entscheidungen, Prozesse und Ereignisse ausreichend dokumentiert worden sind. Zu
Beginn des Entscheidungsprozesses, in dem Uber eine Unterstitzung durch die Jugendhilfe mit Kindern/Jugend-
lichen sowie ihren Eltern und/oder gesetzlichen Vertreter:innen verhandelt wird, sind Vereinbarungen uber
das zu erreichende Ziel und/oder das Ergebnis zu treffen. Dies kann vorlaufig sein und fir einen bestimmten
Zeitraum mit Einverstandnis aller Beteiligten festgelegt werden.

Fur die Vormundschaft konnen folgende Ziele als Ergebnisqualitat gelten, die aus dem Blickwinkel aller Betei-
ligten zu beurteilen sind. Exemplarische Ziele, z. B. im Hinblick auf Qualitdtsentwicklung fiir die Kinder und
Jugendlichen, kénnten sein:

e Steigerung des Selbstwertgefihls,

¢ Verbesserung der Beziehungsfahigkeit,

e verbesserte Alltagsbewaltigung,

e Besuch von Schule bzw. Ausbildungsstatte,

e Steigerung der subjektiven Zufriedenheit,

e Verbesserung der Lebensqualitat.

Werden die vorab ausgehandelten Ziele (fiir einen bestimmten Zeitraum) festgelegt, stehen messbare Kate-
gorien zur Verfigung. In diesem Zusammenhang muss noch einmal darauf hingewiesen werden, dass Ziele revi-
dierbar sind und dass ihre Uberpriifung aus Sicht aller Beteiligten, insbesondere der der Kinder und Jugend-
lichen, die von der JugendhilfemaBnahme betroffen sind, vorgenommen wird.

45



Gemeinsame Arbeitshilfe der Landesjugendamter Rheinland und Westfalen

5 Literaturverzeichnis

BAMBERGER/ROTH: Beck ‘scher Online-Kommentar, Buch 4. Familienrecht

BODE, EVA: Das neue Vormundschaftsrecht. Einfliihrung, Erlduterungen, Materialien, Schnelliiberblick. Koéln:
Reguvis Verlag, 2021.

BT-DRS. [BUNDESTAGS-DRUCKSACHE] 19/24445: Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines
Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts, 18.11.2020.

BGBL. [BUNDESGESETZBLATT]: Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai
2021, BGBI. T 2021 Nr. 21, ausgegeben zu Bonn am 12. Mai 2021.

BGBL. [BUNDESGESETZBLATT]: Gesetz zum Schutz von Kindern mit Varianten der Geschlechtsentwicklung
vom 12. Mai 2021, BGBI. I 2021 Nr. 24, ausgegeben zu Bonn am 21. Mai 2021.

DIFU - DEUTSCHES INSTITUT FUR URBANISTIK (HRSG.), Neu MaB nehmen! Zukunftsperspektiven der Vor-
mundschaft, Dokumentation der Fachtagung in Kooperation mit dem Deutschen Institut fir Jugendhilfe und
Familienrecht e.V. (DIJuF) am 10. und 11. November 2026 in Berlin, Berlin: Eigenverlag, 2017.
DIJUF-RECHTSGUTACHTEN (RGA) 19.11.2021: Funktionelle, organisatorische und personelle Trennung der
Aufgaben der Pflegschaft und Vormundschaft von den anderen Aufgaben des Jugendamts; Vormundschafts-
rechtsreform. § 55 SGB VIII nF, in: JAmt, Heft 1, 2022, S. 27-30.

FLEMMING, WINFRIED: Es ist an der Zeit, iiber Vormundschaft neu nachzudenken, in: ZKJ, 2010, S. 97 ff.

FRITSCHE, MIRIAM: Wozu »Koordinierungsstellen« in der Vormundschaft? Momentaufnahmen aus einem dyna-
mischen Feld, in: JAmt, Heft 10, 2023, S. 451ff.

GERBER, CHRISTINE: Krisenintervention und Inobhutnahme, in: Joachim Merchel (Hrsg.), Handbuch Allge-
meiner Sozialer Dienst (ASD), Minchen: Ernst Reinhardt Verlag, 3. Auflage, 2019, S. 261-271.

HANSBAUER, PETER (HRSG.): Neue Wege in der Vormundschaft? Diskurse zu Geschichte, Struktur und Per-
spektiven der Vormundschaft, Mianster: Votum Verlag, 2002.

HANSBAUER, PETER/MUTKE, BARBARA/OELERICH, GERTRUD: Vormundschaft in Deutschland, Trends und
Perspektiven, Opladen: Leske und Budrich, 2004.

HOFFMANN, BIRGIT: Personensorge: Erlduterungen und Gestaltungsvorschldge flir die rechtliche Beratung,
Baden-Baden: Nomos Verlag, 3. Auflage, 2018.

HOFFMANN, BIRGIT, Sorgerechtsvollmacht als Alternative zur Vormund-/Pflegschaft des Jugendamts, in:
FamRZ 2011, 1544-1550.

HOFFMANN, BIRGIT: Das Gesetz zur Einflihrung eines familiengerichtlichen Genehmigungsvorbehalts fir frei-
heitsentziehende MaBnahmen bei Kinder, in: JAmt, Heft 7/8, 2017, S. 353-359.

46



Qualitatsstandards fur Vorminder

HOFFMANN, BIRGIT: Familiengerichtliche Genehmigung der Konfessionsbestimmung beim Bestehen einer Vor-
mundschaft; Befugnis zur Bestimmung der Konfession, in: JAmt, 2021, S. 521.

HOFFMANN, BIRGIT: Kooperation zwischen Familiengericht und Vormundin nach dem Gesetz zur Reform des
Vormundschafts- und Betreuungsrechts. Unterstiitzung, Beratung und Aufsicht der Vormundin durch das Famili-
engericht — Bericht, Auskunft und Mitteilung durch die Vormundin an das Familiengericht, in: JAmt, Heft 5, 2021,
S. 242-248.

KAUFMANN, FERDINAND: Das Jugendamt als Vormund und als Sozialleistungsbehérde — Probleme der Doppel-
funktion. Zugleich ein Beitrag zur Kritik an jugendamtsinternen Organisationsstrukturen. Der Amtsvormund, Nr.
6, 1998, S. 481 ff.

KUNKEL, PETER-CHRISTIAN: Das Jugendamt als Amtsvormund und Sozialleistungsbehérde. Diskussionspa-
piere Nr. 5, 2015-03.

KUNKEL/KEPERT/PATTAR: SGB VIII. Kinder- und Jugendhilfe, Baden-Baden: Nomos, 8. Auflage, 2022.

LAUDIEN, KARSTEN: Die Kontinuitdt des Gegenlibers. Ethische und sozialisationstheoretische Aspekte im
neuen Vormundschaftsgesetz, in: JAmt, Heft 6, 2012, S. 300ff.

LVR - LANDESJUGENDAMT RHEINLAND/LWL - LANDESJUGENDAMT WESTFALEN: Arbeitshilfe ProReVorm.
Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts: Neue Prozessbeschreibungen zur Aufgabenwahrnehmung
im Jugendamt, Kéln, Minster: LVR/LWL, 2022.

OBERLOSKAMP, HELGA/DURBECK, WERNER (HSRG.): Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft fiir
Minderjéhrige, 5. Auflage, Munchen: C. H. Beck, 2023.

PRAXISBEIRAT VORMUNDSCHAFTEN/BEISTANDSCHAFTEN: Verantwortung braucht angemessene Res-
sourcen - Schluss mit Fallzahlbingo in der Vormundschaft, in: JAmt, Heft 1, 2024, S. 17ff.

SALGO, LUDWIG/ZENZ, GISELA: (Amts-)Vormundschaft zum Wohle des Miindels. Anmerkungen zu einer ldngst
Uberfélligen Reform, in: FamRZ, Heft 16, 2009, S. 1378 ff.

SUNDERHOFF, HILDEGUND: Fallzahlbingo: 30, 40 oder 50? Fiir wie viele Miindel kann eine Amtsvormundin in
persénlicher Verantwortung die Pflege und Erziehung férdern und gewéhrleisten? In: JAmt, Heft 6-7, 2011, S.
293ff.

WALTHER, GUY: Zur Aktenherausgabe des Jugendamts als Amtsvormund/-pfleger bei einem Wechsel der Vor-
mundschaft/Pflegschaft nach § 1872 Abs. 4 BGB, in: JAmt 9/2023, S. 377-379

WEDERMANN, STEFAN/KATZENSTEIN, HENRIETTE/KAUERMANN-WALTER, JACQUELINE/LOHSE, KATHARINA/
BUNDESFORUM VORMUNDSCHAFT UND PFLEGSCHAFT (HRSG.): Vormundschaft. Sozialpddagogischer Auftrag

- Rechtliche Rahmung - Ausgestaltung in der Praxis, Frankfurt am Main: IGfH-Eigenverlag, 2021.

ZITELMANN, MAUD/SCHWEPPE, KATJA/ZENZ, GISELA: Vormundschaft und Kindeswohl. Forschung mit Folgen
fur Vormiinder, Richter und Gesetzgeber, KdIn: Bundesanzeiger-Verlag, 2004.

47









M Landschaftsverband Rheinland B Landschaftsverband Westfalen-Lippe
LVR-Landesjugendamt Rheinland LWL-Landesjugendamt Westfalen
50663 Kdln 48133 Mlnster
www.jugend.lvr.de www.lwl-landesjugendamt.de


http://www.lwl-landesjugendamt.de
http://www.jugend.lvr.de

	Lesezeichen strukturieren
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	13
	14
	15
	16
	17
	18
	19
	20
	21
	22
	23
	24
	25
	26
	27
	28
	29
	30
	31
	32
	33
	34
	35
	36
	37
	38
	39
	40
	41
	42
	43
	44
	45
	46
	47
	48
	49
	50





Barrierefreiheitsbericht





		Dateiname: 

		20241122 BISTEN Arbeitshilfe Quali-Standards Vormünder [BF].pdf









		Bericht erstellt von: 

		Thomas Nowakowski



		Firma: 

		







 [Persönliche und Firmenangaben aus Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“.]



Zusammenfassung



Es wurden keine Probleme in diesem Dokument gefunden.





		Manuelle Prüfung erforderlich: 0



		Manuell bestanden: 1



		Manuell nicht bestanden: 0



		Übersprungen: 4



		Bestanden: 27



		Fehlgeschlagen: 0







Detaillierter Bericht





		Dokument





		Regelname		Status		Beschreibung



		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.



		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei



		PDF (mit Tags)		Bestanden		Dokument ist PDF (mit Tags)



		Logische Lesereihenfolge 		Manuell bestanden		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet



		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt



		Titel		Bestanden		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar



		Lesezeichen		Übersprungen		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden



		Farbkontrast		Übersprungen		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast



		Seiteninhalt





		Regelname		Status		Beschreibung



		Inhalt mit Tags		Bestanden		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags



		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags



		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent



		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Übersprungen		Geeignete Verschachtelung










Zurück zum Anfang

